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Hierzu eine Beilage.

Dertſchlend.
Berlin, d. 21. April. Jn der heutigen Sitzung der

weiten Kammer ergriff der Miniſter Präſident bei Berathung
über den Bericht der Kommiſſion zur Begutachtung
des Antrages der Abgeordneten Roobertus und
Genoſſen, die deutſche Frage betreffend, das Wort
und gab folgende Erklärung ab:

Zur Löſung der allgemeinen Spannung habe ich Folgen-
des zu erklären: (leſend) 1) die Regierung iſt ſich bewußt,
daß ſie den Weg der Cirkularnote vom 23. Januar befolgt
und auch in der Note vom 3. d. M. nicht verlaſſen hat.

2) Die Regierung hat von jeher den lebhaften Wunſch ge
hegt, die deutſchen Staaten zu einem Bundesſtaate zu ver-
einigen. Zu ihrem Bedauern muß ſie jetzt erklären daß eine
ſolche Vereinigung für jetzt ein unüberſteigliches Hinderniß
gefunden hat und daß die Regierung hierin ſelbſt eine Täu-
ſchung ihrer frühern Hoffnungen erblickt. Sie wird aber
trotzdem ferner beſtrebt ſein, ihr früheres Ziel zu erreichen.

3) Daß die deutſche Verfaſſung erſt der Annahme und
Zuſtimmung der Regierungen zu ihrer Nechtsgültigkeit be-
darf, iſt ſchon oft ausgeſprochen und auch in dem Berichte
der Kommiſſion anerkannt worden. Die Regierung Sr. Ma-
jeſtät hat in der Note vom 23. Januar den Weg betreten, um
im Vereine mit den übrigen deutſchen Staaten die von ihr für
nothwendig erachteten Abänderungen durch geeignete Vor-
ſchläge zur Kenntniß der National- Verſammlung zu bringen,
und ſich der Hoffnung hingegeben daß auf dieſem Wege die-
jenigen Beſtimmungen entfernt werden würden deren Beſei-
tigung nothwendig erſchien. Leider! leider! (Der Miniſter
Präſident betont dieſe Worte beſonders ſtark) iſt dieſe Hoff
nung nicht in Erfüllung gegangen.
größtentheils ganz, ganz unberückſichtigt geblieben. Die
Verfaſſung hat ſogar außerdem in der zweiten Leſung noch
Abänderungen erlitten, welche nur höchſt nachtheilig genannt
werden können. Dieſe Nachtheile ſind ſo überwiegender Art,
daß ſich Sr. Majeſtät Regierung außer Stande ſieht, die
unbedingte Annghme der Verfaſſung anzurathen. Sie hat die

Zweite Ausgabe.

Die Erinnerungen ſind

Annahme vielmehr an gewiſſe Bedingungen knüpfen zu müſſen
geglaubt, welche ihr Bevollmächtigter in Frankfurt vorzule-
gen beauftragt iſt.

Meine Herren! fährt der Miniſter Präſident in freier
Rede fort Jch erkenne die Macht der öffentlichen Meinung
an aber man darf nicht rückſichtlos das Schiff den Winden
und den Strömungen hingeben. Sonſt wird es niemals in
einen ſichern Hafen gelangen niemals niemals nie-

mals! (D. Ref.)Frankfurt a. M., d. 19. April. Geſtern Vormittag
waren die Bevollmächtigten der Regierungen, welche die Kol-
lektiv-Note vom 14. d. M. erlaſſen haben, bei dem deſſau'ſchen
Miniſter Habicht verſammelt, um die von dem preußiſchen
Bevollmachtigten ausgegangene vorläufige Antwort zu verneh-

men und über die weiteren Schritte zu berathen. Wie wir ſo
eben aus guter und ſicherer Quelle erfahren, iſt man über den
Sinn jener Antwort ſehr uneinig geweſen, und es iſt beſchloſ
ſen, ſofort eine desfallſige Erläuterung und Auslegung von Hrn
Camphauſen auf mündlichem Wege einzuholen. Auch iſt dar-
über eine neue Konferenz auf heute angeſetzt. Es ſoll ſich nach
Allem was man hoöört, in dieſer Verſammlung eine energiſche
Stimmung kund gegeben haben, und man ſcheint furchtlos auf
der Bahn fortgehen zu wollen, die durch die Kollektiv- Note
einmal ohne Möglichkeit einer Rückkehr beſchritten iſt.

Frankfurt a. M., d. 19. April. Für die Nachrichten
von eigenthümlichen Bewegungen am preußiſchen Hofe nannte
unſere vorgeſtrige Correſpondenz Herrn von Saucken als Quelle.
Wir müſſen dieſen Jrrthum berichtigen. Nicht Herr von Saucken
hat jene Nachrichten hieher gebracht; ſie bildeten den Jnhalt
eines Briefes, deſſen Verfaſſer den politiſchen Hergangen in
der preußiſchen Hauptſtadt ſehr nahe ſteht.

Hieſige Blätter berichten über die neueſten Berathungen
des Dreißigerausſchuſſes, die zur Aufſtellung eines Majoritäts-
antrags geführt haben. Der Kierulff-Waitz'ſche Antrag (deſſen
Faſſung wir unten mittheilen) erhielt die Mehrheit mit 15 ge
gen 14 Stimmen. Der combinirte Antrag von Raveaux und
Umbſcheiden erhielt 13 Stimmen gegen 16, der Antrag von
Eiſenſtuck und Simon 8 Stimmen gegen 21. Der Antrag der



Abg. Reichenſperger und Detmold, die Beſchlußnahme bis zum
Eingang der Erklärungen aller Regierungen auszuſetzen, erhielt
nur die Stimmen ſeiner beiden Urheber. Antrag der Abg.
Kierulff und Waitz:

„Die Reichsverſammlung erklärt in Uebereinſtimmung mit der
Reichstagsdeputation, daß die Annahme der durch die verfaſſunggebende
Reichsverſammlung dem Könige von Preußen uübertragenen Würde des
Reichsoberhauptes die Anerkennung der Verfaſſung vorausſetze. 2) Die
Reichsverſammlung beſchließt: die preußiſche Regierung ſo wie die
übrigen deutſchen Regierungen, welche die Annahme der von der Reichs
verſammlung beſchloſſenen und verkündigten Verfaſſung noch nicht er
klärt haben ſind aufzufordern, ihre Anerkennung nunmehr auszuſpre
chen und erklärt, daß zugleich mit der Verfaſſung ſeitens der preu
ßiſchen Regierung die Uebertragung der Würde des Reichsoberhauptes
an den König von Preußen in Wirkſamkeit tritt. 3) Die Reichsver-
ſammlung beſchließt, die proviſoriſche Centralgewalt aufzufordern, mit
allen ihr zu Gebot ſtehenden Mitteln zur Durchführung der Verfaſſung
mitzuwirken. 4) Der erwählte Ausſchuß bleibt beſtehen, um je nach
der Lage der Dinge weitere Maßnahmen vorzubereiten und der Reichs-
verſammlung vorzuſchlagen.“

Antrag der Abgeordneten Raveaux und Umbſcheiden:
„Die Reichsverſammlung 1) genehmigt die von ihrer Deputation

nach Empfang der Antwort des Königs von Preußen an das preußiſche
Miniſterium abgegebene Erklärung als der Lage der Sache vor Erlaſ-
ſung der Circularnote vom 3. April vollkommen angemeſſen, 2) ſie er-
klärt unter gehöriger Berückſichtigung des Geſetzes vom 28. Juni 1848,
ſofort zur Verwirklichung der Verfaſſung zu ſchreiten; 3) ſie beauftragt
demgemäß die Centralgewalt, die Wahlen zum erſten Reichstage in
der Art auszuſchreiben, daß die Eröffnung deſſelben am 15. Juli d. J.
ſtattfinden könne; 4) ſie beauftragt ferner die Centralgewalt, ſämmt-
liche Regierungen aufzufordern, das Heer, die Bürgerwehr und die
Beamten auf die Reichsverfaſſung beeidigen zu laſſen 5) ſie beſchließt,
einen Aufruf an das deutſche Volk zu erlaſſen, in welchem daſſelbe
aufgefordert wird unverbrüchlich an der von der Reichsverſammlung
endgiltig feſtgeſtellten Verfaſſung feſtzuhalten; 6) ſie beauftragt end
lich ihren Ausſchuß a) mit dem Vorſchlage aller weiteren Maßregeln,
welche durch Renitenz einzelner Regierungen gegen den Vollzug der
Verfaſſung nothwendig werden könnten b) zu dem Ende nöthigenfalls
in directes Benehmen mit der Centralgewalt zu treten, und ſetzt ſchließ-
lich die Sitzung am 24. d. M. feſt, in welcher über die Vorſchläge
suh a weiter verhandelt werden ſoll.“

Dresden, d. 20. April. Wie man hier wiſſen will, ſo
ſoll der ſächſiſche Bevollmächtigte bei der Centralgewalt
in Frankfurt a. M. Jnſtructionen erhalten haben, dahin
lautend: fur den Fall, daß ſich für Anerkennung der deutſchen
Reichsverfaſſung eine Majorität der deutſchen Regierungen her
ausſtelle, den Beitritt der ſachſiſchen Regierung zu erklären.

(O. A. 3.)
Schleswig, d. 19. April. Nach glaubwürdigen Mitthei-

lungen über das, was auf der Jnſel Alſen in letzter Zeit vor-
gegangen iſt, ſind die Danen, aus ihren Maßregeln zu ſchlie-
ßen, nicht ſo unvorbereitet auf die Occupation der Jnſel Sei-
tens der Unſrigen, wie dies nach der Darſtellung däniſcher Blat-
ter ſcheinen konnte. So wie man jungſt zahlreiche Transport-
ſchiffe in der Richtung von Sonderburg nach Oſten hat ſteuern
ſehen man vermuthet, um den Jnhalt der Magazine in Si-
cherheit zu bringen ſo will man von ſtarken Verſchanzungen
wiſſen, die an der ſüdöſtlichen Spitze der Jnſel vorgenommen
ſeien. Hier liegt nämlich, nur durch eine ſchmale Landenge ver
bunden, eine Halbinſel, die ſich laängs der ſüdlichen Seite Al-
ſens eine Meile weit erſtreckt, Namens Kekenis, mit der
gleichnamigen bekannten Kirche Sie eignet ſich augenſcheinlich
vortrefflich zum Zufluchtsorte für die von Sonderburg retiriren
den Truppen, da deren Rückzug laängs des ſüdlichen Geſtades
von Alſen ſich durch die Kanonenbote decken läßt die in dem
Meerbuſen zwiſchen jenem Geſtade und dem nordlichen Ufer der
Halbinſel poſtirt werden, wahrend der Meerbuſen (Hoörup Haff)
zu breit iſt, als daß die feindliche Artille vom Südufer Alſens
aus auf der Halbinſel ſchaden könnte. Die Landenge, die die
Verbindung herſtellt, iſt freilich, wenn auch noch ſo ſtark befe-
ſtigt, keine Sonderburger Schiffbrücke, die ſich jeden Augenblick

abbrechen ließe. Uebrigens ſind die Danen, zuverläſſiger Nach
richt zufolge, gegenwärtig auf Alſen nur 5 Bataillone ſtark.

Nach einem heute hier angekommenen Privat-
briefe von der Armee hat geſtern der Einmarſch der
Unſrigen in Juüütland wirklich ſtattgefunden. Wahr-
iſt dies die Folge der Sendung des Majors du Hall an den
General Prittwitz.

Wien, d. 19. April. Die Truppenmarſche nach Ungarn
dauern fort. Ein hieſiges Blatt ſchätzt die Anzahl der in Un-
garn ſtehenden kaiſerlichen Streitkräfte auf 100,000 Mann. Jch
halte indeß dieſe Annahme für zu gering mit Einſchluß der
fortwährend anlangenden Zuzuge muß die Armee die Starke von
150,000 Mann erreichen. Auf dem Kriegsſchauplatze
an der Donau iſt keine weſentliche Veranderung vorgefallen.
Mehr oder minder bedeutende Scharmützel finden jeden Tag
ſtatt. Bei Waitzen haben die Magyaren eine erhebliche
Schlappe erlitten und dieſe Stadt ſoll wieder in unſeren Han-
den ſein. Dagegen wird von einem bedeutenden Verluſte ge-
ſprochen, den die Kaiſerlichen am Einfluſſe der Gran in die
Donau, gegenüber von der Stadt Gran, erlitten haben. Der
Umſtand, daß der miniſterielle Lloyd dieſes Verluſtes erwähnt,
ſcheint die Glaubwürdigkeit der Nachricht zu beſtätigen. Einem
aus Peſth heraufgekommenen Geruüchte, welches Koſſuth plotz
lich die Flucht ergriffen haben läßt, dürfte wenig Glauben bei-
gemeſſen werden. Umgekehrt lauten alle Nachrichten uüberein-
ſtimmend dahin, daß der Agitator den außerordentlichſten An-
ſtrengungen ſich unterzieht, um die Wieederſtandsfähigkeit der
Jnſurgenten zu erhöhen und ihre Kräfte zu organiſiren. Die
Größe des Landſturms, der von allen Seiten Ungarns, vor-
nehmlich aus den Theißgegenden, zum Jnſurgentenheere heran-
ruückt, ſoll ans Abentheuerliche ſtreifen. Jn ſehr viclen Gegen-
den hat die geſammte mannliche Bevölkerung ohne Ausnahme
Haus und Hof verlaſſen, um in den Kampf zu ziehen. Die
Nachricht von dem Eintreffen Bem's bei der Jnſurgenten-
Armee wiederholt ſich.
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Deutſche National-Verſammlung.
Frankfurt, d. 19. April.

Die Sitzung wird um 9!/, Uhr eröffnet. Auf der Minſterbank Reichs
miniſterpräſident v. Gagern, Juſtizminiſter R. Mohl und Unterſtaatsſecre
tär Baſſermann. Der Vorſitzende verlieſt hierauf eine ihm von dem Prä-
ſidenden des Reichsminiſterrathes zugekommene Erklärung des preußiſchen
Bevollmächtigten Miniſter v. Camphauſen. Wir haben dieſelbe bereits
geſtern mitgetheilt.)

Der Vorſitzende zeigt ferner an, daß ihm eine andere Zuſchrift der
k. k. Regierung an ihren Bevollmächtigten in Frankfurt zur Mittheilung
an die Verſammlung übergeben worden und verlieſt dieſelbe wie folgt:

Der k. k. Bevollmächtigte bei der Centralgewalt an das Reichsminiſte-
rium des Jnnern! Die k. k. Regierung hat aus Anlaß der von der deut-
ſchen Nationalverſammlung über die Einführung der Verfaſſung und die
Wahl eines Reichsoberhauptes gefaßten Beſchlüſſe mit dem Reſcripte vom 5.
d. M. Folgendes an mich erlaſſen Die deutſche Nationalverſammlung
hat nach Ausſicht der k. k. Regierung der von ihr gehegten Erwartungen
nicht entſprochen. (Hört! Heiterkeit; links: Ja!) Statt eines einigen,
mächtigen und daher an Zukunft reichen Deutſchands, deſſen Gründung
ihre Thätigkeit hätte anbahnen ſollen, hat ſie ein ideales Reich Heiterkeit.
Hört!) zu ſchaffen angeſtrebt ein Verſuch, welcher nur dazu führen könn-
te, die Bande zu lockern, ja vielleicht zu löſen, welche die verſchiedenen
deutſchen Stämme ſeit Jahrhunderten umſchlungen hielten. Es kann
hier nicht in Abſicht der k. k. Regierung liegen dem von der National-
verſammlung ſeit ihrem Beſtehen eingehaltenen Gange zu folgen und die
Nachtheile näher zu entwickeln, welche deren fortwährende Schwankungen
und ihre nur zu haufigen Eingriffe in das Bereich der executiven Central-
gewalt nothwendig erzeugen mußren. Man will ſich darauf beſchränken,
jene Beſchlüſſe hervorzuheben und zu beleuchten, welche Oeſterreich unmit
telbar berühren und für die Stellung maßgebend werden müſſen, die Oeſter
reich in Folge derſelben unter den gegebenen Umſtänden einzunehmen ge
zwungen iſt. Seitdem das gegenwärtige Miniſterium in ſeinem Antritts-
programme vom 27. Nov. v. J. die Abſicht ausgeſprochen alle Lande und
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Stämme der öſterreichiſchen Monarchie durch das feſte Band einer gemein
ſchaftlichen Verfaſſung zu Einem großen Staatskörper zu vereinigen hat
ſich in der Nationalverſammlung eine Partei gebildet, welche Alles aufbot,
um Oeſterreichs Verbleiben unmöglich zu machen. Sie hat dieſes Ziel zu
erreichen geglaubt, indem ſie die Beſtimmungen des S. 2. der zu Frankfurt
berathenen Verfaſſung durchzuſetzen wußte welche für deutſche Lande, die
mit nichtdeutſchen ein gemeinſchaftliches Staatsoberhaupt haben getrennte
eigene Verfaſſung Regierung und Verwaltung anordnen. Daß ſolche Ver
fügungen mit dem von der k. k. Regierung nicht nur angekündigten, ſon
dern auch hinlänglich motivirten und ſeither zur vollen Anwendung gekomme-
nen Grundſatze der Einheit des öſterreichiſchen Kaiſerſtaats unvereinbar ſeien,
war demnach vorauszuſehen. Mögen daher Jene, welche deſſenungeachtet dieſen
durch keine Nothwendigkei bedingten Beſchluß herbeigeführt haben, auch deſſen
Folgen vertreten. Ferner hat die Nationalverſammlung durch die am 27.
v. M. beſchloſſene Wahl eines erblichen Reichsoberhauptes ſich von den For
men des beabſichtigten Bundesſtaates entfernt und jenen eines Eigheits-
ſtaates in einer Weiſe genähert, welche mit der Selbſtſtändigkeit der ein
zelnen deutſchen Regierungen unverträglich iſt, die nur in den weſentlichen
Bundeszwecken eine unvermeidliche Beſchränkung finden ſoll. Endlich hat
die Nationalverſammlung durch ihre Beſchlüſſe vom 28. v. M. welche an
ordnen, daß die von ihr allein beſchloſſene Reichsverfaſſung zu vollziehen
und als Geſetz zu verkünden ſei den Weg der Vereinbarung verlaſſen, den
allein ſie zu gehen berufen und berechtigt war, und den die Regierungen
ſich ausdrücklich vorbehalten hatten. Sie hat zugleich durch die eigenmäch-
tig von ihr ausgegangene Erklärung ihrer Perrnanenz bis zum Zuſammen
tritt der einzuberufenden Reichsverſammlung ſich auf einen ungeſetzlichen
Boden geſtellt, auf welchen ihr zu folgen die Regierungen ſich nicht ver-
anlaßt ſehen können. Oeſterreich, innig verbunden mit Deutſchland durch
die ſo lange beſtandene enge Gemeinſchaft, durch die aus dieſer erwachſe
nen unzertrennlichen Jntereſſen und durch die unbeſtreitbar noch giltigen
Verträge kann und wird ſich nie von ſolchen Banden losſagen. Noch iſt
der deutſche Bund, wie ihn die Tractate ſchufen, nicht aufgelöſt (Oh!
Hört! Bravo! Heiterkeit), noch beſtehen die Rechte und Verbindlichkeiten
ſeiner Glieder. Wenn Oeſterreich demnach unter den eben angeführten Ver-
hältniſſen für den Augenblick an einem Bundesſtaate, wie die Beſchlüſſe
der Nationalverſammlung ihn zu ſchaffen beabſichtigen, obgleich mit Vor-
behalt der Rechte, welche die Geſchichte und die Verträge ihm ſichern,
Theil zu nehmen nicht vermag ſo wird es nichts deſtoweniger fortfahren,
an den Schickſalen ſeiner alten Bundesgenoſſen aufrichtigen Antheil zu neh-
men, und dieſen Antheil bei dem Eintritte veränderter Verhältniſſe ſtets
mit Freuden zu bethätigen bereit ſein. Dies iſt die Abſicht Sr. Maj. des
Kaiſers welcher Allerhöchſtderſelbe getreu bleiben wird. Wie aber Se.
Majeſtät fich in der am 4. Februar erlaſſenen Depeſche gegen eine Unter
ordnung unter die von einem andern deutſchen Fürſten gehandhabte Cen-
tralgewalt auf das Feierlichſte verwahrt haben iſt derſelbe auch nicht min-
der feſt entſchloſſen, die verfaſſungsmäßig von ihm in Gemeinſchaft mit den
Repräſentantenkörpern Oeſterreichs auszuübende geſetzgebende Gewalt nie-
mals und unter keiner Bedingung einer fremden (Oh! oh! hört!) geſetz-
gebenden Verſammlung unterzuordnen. Was die öſterreichiſchen Abgeord-
neten zur deutſchen Nationalverſammlung betrifft, haben dieſelben ihre Sen-
dung, in Folge des Schluſſes der Berathung über das Verfaſſungswerk,
als beendet zu betrachten und ſofort in ihre Heimath zurückzukehren da ihr
fernere Theilnahme an einer Verſammlung, welche wie bereits erwähnt,
durch den von ihr am 28. v. M. gefaßten Beſchluß den Boden des Rech-
tes und des Geſetzes verlaſſen hat, durchaus nicht mehr ſtattfinden kann.“
Jndem ich mich beehre, den Jnhalt dieſer an mich erlaſſenen Depeſche
hiermit zur Kenntniß des Reichsminiſteriums zu bringen füge ich das Er
ſuchen bei, hiervon die Mittheilung an die deutſche Nationalverſammlung
zu machen.

Frankfurt a. M., den 15. April 1849. Schmerling.
Beide Zuſchriften werden an den neuen Ausſchuß verwieſen. Abg.

Giskra erhält das Wort. Aus der eben vorgeleſenen Erklärung gehe her-
vor daß die öſterreichiſche Regierung in mehr als kategoriſchem Tone den
Austritt der öſterreichiſchen Abgeordneten verlange. Die Regierung in
Oeſterreich bemerkt der Redner, hat mir mein Mandat nicht gegeben ſie
kann mir es auch nicht nehmen. (Bravo! links.) Der Vorſitzende verlieſt
hierauf mehrere Zuſtimmungsadreſſen der mecklenburgiſchen, meiningſchen,
koburgiſchen, gothaiſchen Abgeordneten- und Ständekammern zu dem deut
ſchen Verfaſſungswerke.

Es erfolgt der Uebergang zur Tagesordnung. Die unter 1 bis 3 auf-
geführten Gegenſtände geben zu keiner Debatte Veranlaſſung ſo daß ſie
ſich überall dem Ausſchußantrage gemäß erledigen. Nur zu 4 iſt ein Son
derantrag von den Herren Nauwerck und Genoſſen geſtellt, welcher die
Abſendung und ſtändige Beibehaltung von deutſchen Geſandtſchaften bei
den Regierungen der italieniſchen Staaten verlangt. Außerdem geht der
Antrag dahin daß das deutſche Reich das Recht der italieniſchen Nation
auf Unabhängigkeit anerkenne. Die Vorlage ſämmtlicher auf die ita
lieniſche Frage bezüglichen Aktenſtücke iſt ſchon früher von Herrn Nauwerck
beantragt.

Herr E. M. Arndt: Die Macht iſt die einzige Grundlage völker
rechtlicher Verträge. Hüten wir uns davor, Verbindungen einzugehen und
Ausſprüche zu thun, wenn die Macht des Vollzuges fehlt. Die Verhält
niſſe Jtaliens find ſo unklar, ſind durch die neueſten Siege Radetzky's
wieder ſo völlig unter neue Geſichtspunkte gebracht, daß wir alle Gründe
haben, über die desfalls geſtellten Anträge zur ſtillen Tagesordnung
überzugehen.

Herr Eſterle von Cavaleſe: Wir fordern kein gewaltſames Ein-
ſchreiten von Jhnen aber den Ausdruck einer Willensmeinung den italie
niſchen Angelegenheiten gegenüber den Ausdruck von Sympathieen, wie
ſie eines freien Volkes würdig ſind. Sprechen Sie es aus im Namen
der Ehre Deutſchlands, daß Sie keinen Theil haben an der Unterdrückung
Italiens daß die Politik Oeſterreichs aufgehört hat, Jhre Politik, die
Politik Deutſchlands zu ſein. Vor einer Verſammlung wie dieſe, hervor
gegangen aus der Revolution brauche ich das Recht der Revolution nicht
nachzuweiſen. (Einzelne Bravo's von links). Zeigen Sie, daß Sie das
Völkerrecht höher auffaſſen denn als ein bloßes Fürſtenrecht. Die Frei
heit iſt eine heilige Sache der Menſchheit Das erkennen Sie durch Jhre
Abſtimmung an indem Sie dem Nauwerckſchen Antrage beipflichten.

Herr Nauwerck aus Berlin kommt auf ältere Vorgänge in der
Verſammlung, auf die Thätigkeit des Herrn von Schmerling und auf das
Zujauchzen zurück, welches „ein Radetzky“ hier erfahren habe. Was den
Geiſt anlangt, der den völkerrechtlichen Ausſchuß beherrſcht, ſo ſei es die
ſem zuzutrauen, daß er ſich den Umſtänden nach wohl auch gegen die Ab
ſchaffung der Folter zu erklären im Stande ſei. Herr Nauwerck ſchließt
nach einer Kritik der öſterreichiſchen Politik, daß ein freies Ungarn ein
freies Jtalien der Wunſch und die Aufgabe des freien Deutſchlands ſein
müſſe. Beifall von der Linken).

Reichsminiſter Präſident Herr von Gagern: Es iſt nichts verſäumt
worden um Deutſchland den ihm gebührenden Antheil an der Auseinan-
derſetzung der italieniſchen Angelegenheiten zu ſichern. Allein eigentliche
Verhandlungen hatten zur Anbahnung des Friedens in Jtalien noch gar
nicht ſtattgefunden als bereits ſchon wieder der letzte Krieg mit Sardinien
ausbrach. Der Redner erſucht daher unter Darlegung dieſer Umſtände
das Haus, das Verlangen des Herrn Nauwerck, auf Vorlage aller auf
die italieniſche Angelegenheit bezüglichen Aktenſtücke, zurückzuweiſen. Was
den Antrag des Herrn Eſterle anlangt, ſo hofft der Reichsminiſter Präſi
dent das Beſte von der Weisheit der öſterreichiſchen Regierung für die
künftige Geſtaltung der lombardiſchen Angelegenheiten wie er ſelbſt meint,
daß Oeſterreich ſogar die Hand zu einem italieniſchen Bunde bieten werde.
Es hat, ſchließt er, kein Bruch zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich ſtatt
gefunden. Aber allerdings ſind die obwaltenden Verhältniſſe ſo ſchwieri
ger Art, daß ich nur um ſo dringender bitten muß, dieſe Schwierigkeiten
durch keinen Schritt zu ſteigern der ein feindliches Anſehen gegen Oeſter
reich annehmen müßte.

Das Haus entſcheidet ſich darauf, dem Wunſche des Reichsminiſter
Präſidenten und dem Antrage des Ausſchuſſes gemäß, für den Uebergang
zur einfachen Tagesordnung über die Anträge von Nauwerck und Eſterle.

Noch kommen die Erklärungen mehrerer öſterreichiſchen Abgeordneten
Proteſte gegen die Abberufung enthaltend zur Mittheilung

Der Unterzeichnete fühlt ſich, gegenüber der Abberufung der öſter-
reichiſchen Abgeordneten von Seiten des öſterreichiſchen Miniſteriums zu
der Erklärung gedrungen, daß er ſeinen ihm vom Volke anvertrauten
Poſten in der deutſchen National- Verſammlung ſo lange zu behaupten ent
ſchloſſen iſt, als dieſe Verſammlung ſelbſt beſteht. Frankfurt, 19. April
1849. Dr. jur. Ad. Wiesner.“

„Auf Grund der eben verleſenen Note der Kaiſerlich öſterreichiſchen
Regierung halten wir uns verpflichtet, hier zu erklären, daß wir ein
Recht der öſterreichiſchen Regierung, Abgeordnete abzurufen, weder aner
kennen können, noch dürfen, und daß daher auch unſer etwaiger Aus-
tritt aus der National Verſammlung nicht in Folge einer Zurückberufung
der Regierung, ſondern nur aus anderen Motiven geſchehen könnte, die
im Augenblicke für uns nicht vorhanden ſind. Frankfurt, 19. April 1849.

Dr. Giskra. Reitter. Hartmann. Dr. Boczeck. Stark. Mavyfeldt.
Strache. Stremayr. Eſterle. Dr. Löſchnigg. Groß. Möller. Melly.
Kudlich. Demel. Rank. Röſſler aus Wien. Mareck. Makowiczka.
Kolaczek. Laſchan. Dr. Riehl.“

Dann wird die nächſte Sitzung auf Montag den 23. April in der
Vorausſetzung anberaumt, daß der Dreißiger Ausſchuß im Stande ſein
werde, ſeinen desfallſigen Bericht 24 Stunden vorher, alſo ſpäteſtens bis
Sonntag früh, den Mitgliedern des Hauſes vorlegen zu laſſen.



Bekanntmachungen.
Bekanntmachung.

Mit dem erſten Mai d. J. tritt ein
neues Expeditions-Verfahren bei den Po-
ſten ein, bei welchem es Erforderniß iſt,
daß Abſender recommandirter Briefe nach
dem Jnlande, wenn ſie wünſchen, den
Auslieferungs- Schein vom Empfanger zu
geſtellt zu erhalten dieſes Verlangen auf
der Adreſſe ausſprechen und dabei ihren
Namen angeben. Das correſpondirende
Publikum wird auf dieſes Erforderniß auf
merkſam gemacht.

Halle, den 12. April 1849.
Königl. Ober-Poſt-Amt.

Göſchel.

Nothwendiger Verkauf
beim

Königl. Preuß. Land und Stadt-
gerichte zu Halle a. d. S.

Das zu Giebichenſtein belegene, dem
Eiſengießereibeſitzer Auguſt Theodor
Ferdinand Felber daſelbſt gehoörige
und im Hypothekenbuche sub Nr. 68 der
Halleſchen Weinberge eingetragene, aus ei-
nem Wohnhauſe, einem Gießhauſe, einer
Werkſtätte und andern Baulichkeiten reſp.
Zubehörungen beſtehende Grundſtück nach
der, nebſt Hypothekenſchein und Bedin-
gungen, in der Regiſtratur einzuſehenden
Taxe abgeſchatzt auf 6715 11 3
ſoll

am 30. Auguſt d. J. Vormittags 11 Uhr
an ordentlicher Gerichtsſtelle hierſelbſt, Zim
mer Nr. 6 vor dem Deputirten Herrn Land
und Stadtgerichts- Rath Langerhannß
meiſtbietend verſteigert werden. Alle un
bekannten Real-Praätendenten, insbeſondere
die Erben des Beſitzers c. Felber, wer-
den aufgeboten, ſich bei Vermeidung der
Prakluſion ſpateſtens in dieſem Termine
zu melden.

r TTDTZI

Nothwendige Subhaſtation.
Land u. Stadtgericht Delitzſch.

Die im Dorfe Rabutz gelegenen den
Gottlieb Holzweißig'ſchen Erben ge
hörigen Bauergüter:

1) das Gut Nr. 5, abgeſchätzt mit dem
Jnventar auf 3957 A 26 J 11
und nach Wiegfall des Jnventars auf
3495 26 V 11

2) das Gut Nr. 10, ohne Wohn und
Wirthſchaftsgebaäude, abgeſchätzt auf

2088 27 9 ſollenden 24. Mai e.,
Vormittags 11 Uhr,

in dem erſtgenannten Gute zu Rabutz,
jedes beſonders, oder auch nach Befinden
beide Güter zuſammen, und zwar ohne

4

alles bewegliche Jnventar, an den Meiſt-
bietenden verkauft werden.

Taxe und der neueſte Hypothekenſchein
können in unſerer Regiſtratur eingeſehen
werden.

Haus und Feldverkauf.
Jm Auftrage der Frau Dr. Wilde

zu Geißelröhlitz ſollen folgende ihr zu
gehörige Grundſtücke:
a) Ein in Baumersrodaer Flur belege-

ner, zum Rittergute Geißelroöhlitz ge-
höriger Feldplan, ſonſt Holzland, von
14 Berliner Scheffel Ausſaat;

b) das in Neumark-Rittersdorf unter
Nr. 1 des Hyypothekenbuchs belegene
Haus mit Zubehoör, nebſt einer halben
Hufe Feld dortiger Flur, am Hügel
und der Geißelrohlitzer Hohle;

c) 60 Morgen Rittergutsfeld in Geißel-
röhlitzer Flur, von dem großen Waſſer-
laufe an in der Richtung nach der
Oberklobikauer Mark zu belegen

d) eine Wieſe die Fahrtwieſe von
ca. 22 Morgen ebendaſelbſt, zwiſchen
der alten und neuen Geiſel,

und zwar das Feld unter a) im Gaſthofe
zu Baumersroda

am 30. April d. J.
Nachm. 3 Uhr,

die übrigen Grundſtücke unter b) bis
aber in der Schenke zu Geißelroöhlitz

am I. Mai von Vormittags
S Uhr an

durch den unterzeichneten Notar unter
Vorbehalt der Auswahl unter den Beſt-
bietenden und des Zuſchlags binnen vier-
tägiger Friſt, öffentlich meiſtbietend ver-
ſteigert werden. Das Feld wird in einzel-
nen Parzellen von 1 bis 5 Morgen ver-
kauft, die Zahlung der Kaufgelder aber
erſt binnen drei Monaten nach dem Zu-
ſchlage erwartet.

Merſeburg, am 18. April 1849.
Der Rechts-Anwalt und Notar

Hunger.
anno

Zum Verkaufe des zu dem Nachlaſſe
des verſtorbenen Rentier J. G. Mente
gehörigen, hier Nr. 471 auf dem hohen
Kraäm belegenen Hauſes habe ich Licita-
tions Termin auf

den 9. künftigen Monats Nachmittags
4 Uhr

in meiner Wohnung anberaumt,
Kaufluſtige eingeladen werden.

Halle, den 5. April 1849.
Der Juſtiz-Commiſſar

Ebmeier.

wozu

Zum Verkaufe des zu dem Nachlaſſe
des verſtorbenen Rentier J. G. Mente

Gebauerſche Buchdruckerei
uneeekeeer

gehörigen, zu Ammendorf belegenen
und sub Nr. 39 Ammendorf eingetra-
genen Coſſathengutes habe ich Licitations-
Termin auf

den 10. künftigen Monats Nachmittags
in meiner Wohnung anberaumt, wozu
Kaufluſtige eingeladen werden.

Halle, den 5. April 1849.
Der Juſtiz-Commiſſar

Ebmeier.
da nende

Bekanntmachung.
Das Rectorat hieſiger Stadtſchule iſt

durch die Weiterbeförderung ihres bisheri
gen Jnhabers erledigt. Es liegt im Jn-
tereſſe der Schule, daſſelbe ſobald als mög
lich wieder zu beſetzen. Demnachſt wer
den qualifizirte Literaten erſucht, ſich bin
nen kurzem bei der unterzeichneten Behörde
zu melden. Das Gehalt beträgt 240 A.

Mücheln, den 18. April 1849.
Der Magiſtrat.

Preſcher. B. Friedmann.
Eberhardt.

Viehmarkt in Gröbzig.
Donnerstag den G. d. M. wird

unſer zweiter Viehmarkt unter den ſchon
bekannten Verguünſtigungen abgehalten wer
den, und laden wir ein handeltreibendes
Publikum dazu freundlich ein.

Gröbzig, den 19. April 1849.
Der Magiſtrat.

Verpachtung.
Das zum Rittergute Bucha bei Wiehe

gehörige Backhaus ſoll
Sonntag den 29. April Nachmittags

2 Uhr
unter daſelbſt bekannt zu machenden Be-
dingungen anderweit verpachtet werden.

Ein unverheiratheter Hofemeiſter, der
im Sääen geübt und an gute Ordnung

gewohnt iſt, findet zu k. Johanni oder
noch früher ein Unterkommen in einer klei-
nen Oekonomie beim Gutsbeſitzer Pitſchke
in Cönnern a/S.

aeeeekeeeSS neneEin Branntweinbrenner oder
Gehülfe, der ſich dazu eignet und Luſt
hat, kann ſogleich in der Nähe in Dienſt
treten. Auskunft giebt der Kupferſchmiede-
Meiſter Herr Schalling, Schmeerſtraße
zu Halle.

Hugo Schale
in Halle und Trotha

empfiehlt ſein vollſtändiges La
8 von Lack und Firniß, alle

orten Maler- und Maurer-Farben zu den billigſten Preiſen.
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Beilage zu Nr. 93 des Couriers, H
Sonntag, den

Deutſchland.
J Halle, d. 21. April. Jn Königsberg iſt der demo

kfratiſche Klub im Anfange des März an Entkraftung geſtorben
und der Volkswehrklub liegt in den letzten Zügen. Nur der

Preußenverein auf der Rechten und der Arbeiterverein auf der
Linken und zwiſchen beiden die ſtädtiſche Reſſource ſtehen noch
auf den Füßen. Der Wahlmännerverein, ein Pflaänzling Rup-
piſcher Kaprice, beſtimmt, die Nachrichten über die Großthaten
der preußiſchen Linken zu empfangen, ſoll gleichfalls nicht leben
noch ſterben können. Jn Kö!ln hielten die katholiſchen Kir-
cchenvereine Rheinlands und Weſtphalens am 16. d. einen Kon
greß, in welchem am erſten Tage folgende Fragen zur Bera-
tehbung geſtellt wurden: 1) Die Pius- Vereine machen es zu ih-

rer Aufgabe, die Freiheit der Kirche, des Unterrichts und der
Aſſociation darunter verſtehen die katholiſchen Herren die re-

ligiöſen Orden, alſo im Ganzen das Mönchsweſen anzuſtre
ben, und proteſtiren daher gegen alle Paragraphen ſowohl der
Grundrechte als der octroyirten preußiſchen Verfaſſung, durch
welche dieſe Freiheiten verletzt ſind. 2) Sie gründen einen eig-

nen Miſſionsverein zunächſt für die im Norden von Deutſch
land und in Skandinavien zerſtreuten Karholiken, ſodann für
unſere auswandernden deutſchen Glaubensbrüder in Amerika.

3) Die Verſammlung ſpricht gegen alle Piusvereine die Ueber
zeugung aus von der dringenden Nothwendigkeit der Bildung
und Einführung geiſtlicher Orden, zunächſt von Miſſionsprie
ſtern zur Abhülfe in der Seelſorge und von Schulbrüdern für

den katholiſchen Volksunterricht.“
Die zweite Kammer in Baiern hatte im Februar darauf

angetragen, daß die Regierung die deutſchen Geundrechte un
bedingt als Geſetz anerkenne und veröffentliche. Die Regierung
erachtete ſich im Einverſtändniß mit den Reichsräthen durch die

baieriſche Verfaſſung verpflichtet, die Grundrechte nicht anders,
als auf verfaſſungsmäßigem Wege anzuerkennen und wußte es
dahin zu bringen, daß das oberſte Gericht des Landes zu ent
ſcheiden hätte. Die längſt erwartete Entſcheidung iſt ausge-

ſprochen, am 14. April hat das Ober Appellationsgericht zu
NMunchen erklärt, daß die Grundrechte für Baiern nicht
rechtsgültig ſeien. Der baieriſche Landtag iſt abermals
bis zum 15. Mai vertagt. Der Grund liegt ohne Zweifel
darin, daß die zweite Kammer verlangt, die Reichsgeſetze ſoll
ten unbedingt rechtsgültige Kraft für Baiern haben. Der

frühere Vicepräſident der Reichsverſammlung, Kirchgeßner,
hat in Würzburg eine Volksverſammiung abgehalten in wel
cher zwei Adreſſen angenommen worin die Perenten die Auf-

und des Reichswahlgeſetzes fordern. Die neueſte öſterreichi
ſche Note, der drohende Abſagebrief Oeſterreichs an Deutſchland,

einen tiefen Eindruck gemacht haben. Wie es ſcheint, hat man
an der Jſar die früheren öſterreichiſchen Noten nicht verſranden
oder nicht verſtehin wollen obwohl ſie ſehr deutlich waren.

Der vaterländiſche Verein in Osnabrück verlangt vom
hannoverſchen Miniſterium die ſofortige Anerkennung der Reichs-
verfaſſung und von der Nationalverſammlung das feſte Verhar-

ren bei dieſer Verfaſſung. Auch das Oberappellationsgericht in
Eelle hat ſich gegen die Guültigkeit der deutſchen Grundrechte
ausgeſprochen. Ueberall ringt der alte Zuſtand und die alte
Zeit mit den neuen ſtaatsrechtlichen Organiſationen der hanno-
vwerſche Landtag iſt bis zum 3. Mai vertagt, aus demſelben
Grunde, wie der baieriſche Landtag. Vor Kurzem wandten ſich
44 Abgeordnete an das Miniſterium Stüve um fruhere Einbe
rufung der Kammern, haben aber keinen Beſcheid erhalten.

rechthaltung und Durchführung der deurſchen Reichsverfaſſung

ſoll in München wo man ſich ſo ſehr um Habsburg abmühte,

alliſ22.
er Zeitung für Stadt und Land.
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e noch ſchweben, ſo
chwenglich konſtitutio

zu vertagen.

Sollte bis zum 3. Mai die deutſche
werden wahrſcheinlich die Miniſter ſo ü
nell ſein die Kammern noch weiter

In Sachſen hat die erſte Kammer die Aufhebung der
Elbzölle beantragt, der Antrag wird nächſtens erörtert werden.
Die Aufhebung kann ſich ſelbſtredend nur auf ſächſiſches Gebiet
erſtrecken, wir hoffen aber, daß die Entſchlie ungen der Reichs
verſammlung die Aufhebung aller läſtigen und nicht zur Jn-
ſtandhaltung der Waſſerſtraße erforderlichen Waſſerzölle zur Folge
haben werden. Vor einigen Wochen hatten die Kammern
darauf angetragen, daß der ſächſiſche Geſandte von Könne-
ritz aus Wien abderufen werde. Die Regierung hat dem An-
trage aus politiſchen Rückſichten keine Folge gegeben.

Sie ſagt, man müſſe in ungeſtörtem guten Einvernehmen mit
den größern deutſchen Staaten, insbeſondere mit den zwei größ
ten bleiben. Eine Abberufung würde zu ernſten Zerwurfniſ-

ſen mit der öſterreichiſchen Regierung führen. Die Kammern
würden ſich nicht verhehlen, wie folgenſchwer eine Störung des
guten Einvernehmens mit einem mächtigen Nachbarſtaate ſein
könne, wenn ſie in Erwägung zögen, daß die endliche Feſtſtel
lung der deutſchen Verfaſſungsfrage noch nicht erreicht ſei und
in Bezug darauf die Kammern ſelbſt ſich gegen ein Ausſchei-
den Oeſterreichs aus dem deutſchen Bundesſtaate ausgeſprochen
hätten. Die ſächſiſche Regierung ſcheint daher zu glauben,
Oeſterreich werde weit geneigter ſein, in den Bundesſtaat ein
zutreten, wenn Sachſen ſeinen Geſandten, ſeinen Koönneritz in
Wien laſſe! Als wenn an einem Koönneritz in Wien oder im
deutſchen Bundesſtaate fo außerordentlich viel gelegen wäre!
Die erſte Kammer hat in Bezug auf dieſe Angelegenheit bean
tragt, die Verzögerung der Ausführung der Kammerbeſchlüſſe
gefährde die Ehre und die Selbſtſtändigkeit des ſächſiſchen Vol
kes. Der Jnhalt dieſes Antrages iſt wieder eben ſo merkwürdig
als die Motivirung, mit der die Regierung ihr Syſtem zu decken
ſucht. Kammern und Regierung ſtehen gleich würdig auf Einer
politiſchen Linie.

Altenburg hat es ſich bequem gemacht, in der Oſter
woche hat die Regierung dem Landtage Oſterferien bis in den
Herbſt hinein gegeben. Der deutſchen Reform wird geſchrieben,
daß die Altenburger recht gut erbkaiſerlich geworden waren, daß
ſie in dieſer Geſinnung die deutſche Reichsverſammlung mit
Adreſſen beehrt hätten und daß der altenburger Märzverein nu-

meriſch wie an moraliſcher Kraft täglich tiefer ſinke. Die
Einführung der Schwurgerichte für politiſche und Preßvergehen
hat im ganzen Herzogthum begonnen.

Jn Kaſſel iſt die Srändeverſammlung am 14. vertagt
worden. Die Schlußſitzung beſchaftigte ſich mit den blutrothen
Fahnen der rothen Republik. Die Regierung hatte nämlich bei
der Blum's- Feier die rothen Fahnen verboten und deswegen

rief der Abg. Theobalo den Miniſter an, welcher erklärte, das
Verbot ſei erfolgt, weil nach vorgenommenen Ermittelungen

rohe Fahnen, welche weltkundig als das Banner der rothen
Republik betrachter werden, zum Zweck einer Demonſtration
hätten getragen werden ſollen, und zwar von Seiten einer Par
tei, welche die beſtehende monarchiſche Verfaſſung beſeitigen und
die Republik einführen wolle. Die Regierung werde dem Rechte
der freien Mienungsäußerung und der Vereinigung zu erlaub-
ten Zwecken nicht zu nahe treten, ſie werde aber auch die be

ſtehende Verfaſſung zu ſchützen wiſſen.
Jn Mecklenburg hat der konſtituirende Landtag das eu-

ropäiſche Staatsrecht mit einem neuen Begriff bereichert, er
hat beſchloſſen, daß fortan in Meck.enburg die Verfaſſung eine

Das Jahr 1830 erzeugtedemokratiſche Monarchie ſei.



10

in Frankreich eine republikaniſche Monarchie die man ſpäter
definirte als eine Monarchie mit republikaniſchen Jnſtitutionen.
Das Jahr 1849 iſt weiter bis zur demokratiſchen Monarchie
gekommen, die wahrſcheinlich eine Monarchie mit demokratiſchen
Inſtitutionen ſein ſoll.

Berlin, den 19. April.
Zweite Kammer.

Der Oringlichkeitsantrag von Geſſler und Genoſſen
Die Kammer wolle beſchließen:

den dritten Satz des von den dringlichen Anträgen handelnden S. 26
der Geſchäfts Ordnung alſo lautend:

Erfolgt die Unterſtützung von 120 Mitgliedern, ſo verweiſet der
Präſident den Antrag an eine Kommiſſion,

dahin zu ändern
Erfolgt die Unterſtützung durch die Majorität der Verſamm-
lung, ſo verweiſet der Präſident den Antrag an eine Kommiſſion.

Motive.
Der von der Häufung der Dringlichkeits- Anträge zu befürchtende Nach-

theil für den Geſchäftsgang.
wird unterſtützt.

Die Jnterpellation des Abg. Bucher an den Miniſter der auswärtigen
Angelegenheiten wird verleſen. Der Jnhalt derſelben iſt folgender: Der
preuß. Generalconſul in London hat am 23. März die Mittheilung erlaſſen,
daß eine Verlängerung des Waffenſtillſtands mit Dänemark bis zum 15. April
vereinbart worden iſt. Er erſucht, dieſe erfreuliche Nachricht denjenigen
Schiffen mitzutheilen welche davon betroffen werden möchten. Gleichwohl
aber ſind Swinemünde Wolgaſt, Pillau c. vom 5. d. M. an blockirt wor
den es wird die Frage an den Miniſter geſtellt, wie es ſich denn mit ei
ner ſolchen Mittheilung verhalten habe.

Miniſterpräſident Der Miniſter des Auswärtigen iſt heut ver-
hindert zu erſcheinen und dürfte die Frage in den erſten Tagen der näch-
ſten Woche beantworten.

Die Jnterpellation des Abg. Bleibtreu an den Kriegsminiſter wird
verleſen. Jhr Jnhalt iſt daß Landwehrmänner, welche wegen Verbrechen
und Vergehen degradirt werden, in die Provinzial Landwehr verſetzt zu
werden pflegen. Es iſt das ein Unrecht. Ein Fall iſt in Bonn jüngſt vor-
gekommen. Ein wegen Diebſtahl verurtheilter Landwehrmann wurde in die
Provinzial Landwehr verſetzt. Man hat ſich darüber mit großem Mißver
gnügen erklärt. Es wird daher die Frage geſtellt: Jſt dies mit Bewilli
gung des Hrn. Miniſters des Krieges geſchehen und wird eine Remedur da
gegen erlaſſen werden

Miniſter v. Strotha. Jch werde heute über 8 Tage antworten.
Man geht zur Berathung des Entwurfs über das Verſammlungsrecht

9 über.
„Sobald der Abgeordnete der Polizeibehörde die Verſammlung für auf-

gelöſt erklärt hat, ſind alle Anweſenden verpflichtet, ſich ſofort zu entfernen.
Dieſe Aufforderung iſt nöthigenfalls durch die bewaffnete Macht zur

Ausführung zu bringen.“
Die Kommiſſion beantragt folgende Faſſung

„„Sobald der Abgeordnete der Polizeibehörde die Verſammlung für
aufgelöſt erklärt hat, ſind alle Anweſende verpflichtet, fich ſofort zu ent
fernen. Dieſe Aufforderung kann nöthigenfalls durch die bewaffnete
Macht zur Ausführung gebracht werden.“
Außerdem erhält das Amendement des Abg- Pilet, folgendes Amende-

ment des Abg. Schultze (Delitzſch) genügende Unterſtützung
Zuzufügen zu F. 5 am Ende:

„Polizei Beamte, welche die ihnen im V. 4 beigelegten Befugniſſe
bei der Auflöſung einer Verſammlung überſchreiten, ſind auf Antrag
jedes Theilnehmers, inſofern ſie nach den Geſetzen wegen Mißbrauchs
ihres Amtes keine härtere Strafe verwirkt haben, mit Geldbuße bis
zu 50 Thlr. oder Gefängniß bis zu 6 Wochen zu beſtrafen.“

Abg. Otto: Der Kommiſſions- Entwurf ſtimmt mit dem der Re-
gierung überein. Jch trage beides zu ſtreichen an, aus folgendem Grunde.
Was heißt denn auflöſen, als daß der Präſident den Schluß der Verſamm-
lung erklärt. Hat die Polizei dies erreicht, ſo kann ſie zufrieden ſein, und
die Leute da laſſen, wo ſie ſich aufhalten wollen. Der zweite Satz ift un
nöthig, denn die Geſetze wollen befolgt ſein eine ſtarke Regierung iſt aber
eine ſolche, die die Befolgung ihrer Geſetze durchſetzt. Wozu braucht man
alſo erſt der bewaffneten Macht zu erwähnen da es doch natürlich iſt, daß
ſie allein wirklichen Widerſtand aufzuheben im Stande iſt. Was den erſten
Satz betrifft, will ich ein Beiſpiel erzählen wie unrecht es iſt, eine Ver
ſammlung, die ruhig iſt, aufzulöſen. Wir waren an jenen denkwürdigen
Tagen des Novembers verſammelt, harmlos ſaßen wir da da traten Of
fiziere herein, um uns aufzulöſen als wir ihnen ſagten wir ſeien ruhig

verſammelt glaubten ſie es auf unſer Ehrenwort und ſo haben ſelbſt Offi-
ziere im Belagerüngszüſtand eine gewaltſame Auflöſung vermieden. Außer
dem iſt mir geſtern eine Adreſſe zugegangen ich habe ſie ſchon geſtern über
geben wollen, weder ich, noch ein Freund find zu Worte gekommen;
auch ſie iſt von einem Piusverein in Trier. Die Mitglieder der zweiten
Kammer möchten, dies wird beſtimmt verlangt alle Entwürfe des Mini
ſteriums in Pauſch und Bogen verwerfen. Derſelbe ſteht alſo auf einem
andern Standpunkt, als der in Aachen, und durfte in gewiſſer Beziehung
die Bemerkungen des Abgeordneten Müller eher verdienen die er geſtern
gemacht hat. Leider waren aber dieſe Bemerkungen des Abg. Müller nicht
nur unwahr, ſondern waren auch unlogiſch. Von Pius IX. wird Niemand
leugnen daß dieſer große Mann zuerſt die Anregung zu den Freiheitsideen
gegeben hat, und ich bin überzeugt, daß der Pabſt, wenn er dieſe Geſetze
vorher geſehen, derſelbe wahrlich nicht den Geiſt der Milde gefunden haben
würde, welche der Abg. Müller darin entdeckt haben will. Jch weiß es
wohl daß heutzutage Manche dieſem großen Mann den Vorwurf der
Reaktion machen mögen, allein wie dem auch ſei, hat er den Weg des
Rückſchritts zu gehen verſucht, ſo büßt er dafür jetzt im Exil. Jch aber kenne
ſehr viele Leute, die einmal Demagogen geweſen, ihre Freiheitsideen auf
den Feſtungswerken zu entwickeln Gelegenheit hatten und die ſich jetzt im
Schooß der Reaktion ſehr wohl befinden. Jch habe perſönliche Bemer-
kungen nicht zu machen aber der Abgeordnete Müller hat geſtern geſagt,
daß meine politiſchen Freunde der Regierung die Mittel geben werden, ſtark
zu ſein, während wir überall die Hände dabei hätten wo es fich um Auf
löſen handelte. Dieſe Bemerkung über das Auflöſen kann nur zweierlei
Bedeutung haben. Entweder meint er, daß wir auflöſen, die Anarchie
herbeiführen wollten dann (Unruhe) weiſe ich dieſe Verdächtigung mit be
ſtimmter Jndignation zurück. Natürlich will ich das Faule und Verdorrte
auflöſen, freilich will ich einen raſchen Schritt, und kann ich das Quack-
ſalbern nicht leiden, mit dem man mehr verdirbt meint er aber die Na
tionalverſammlung und deren Auflöſung, wie ſie im November ſtatt hatte,
ſo glaube ich wohl, daß er weiß, wie es ihr keine große Freude war, auf
gelöſt zu werden. Wenn er nun aber dergleichen Witze liebt, ſo ſoll er ſich
erinnern, daß er ein Freund eines andern Zeitwortes immer geweſen iſt,
das heißt Weglaufen. (Bravo.)

Abg. Wehmer: Es iſt merkwürdig, daß alle Reden mit gewiſſen
Stichwörtern endigen, ohne daß die Kammer dabei gefördert werde. Denn
dies kann die Parteien nicht vereinigen, und führt nur dazu, daß von der
Sache ganz abgegangen wird.
Es iſt geſtern vom Abg. Weſendonck ſehr richtig bemerkt worden daß, da
S. 3 gefallen iſt, auch S. 5 fallen mußte. Wir haben nun aber 5 bei-
behalten und haben ſo aus der Regierungs Vorlage, in der doch wenig
ſtens ein Princip herrſcht, eine Carricatur gemacht. Jch bin nun aber
der Meinung, da wir einmal in unſeren Abſtimmungen dieſen beſtimm-
ten Gang inne gehalten haben daß wir nun auch conſequenterweiſe S. 9
annehmen.

Referent Abg. Scheerer: Die Kommiſſion iſt der Meinung gewe-
ſen, daß die Auflöſungs- Erklärung unnütz wäre, wenn die Verſammlung
nicht auseinandergehen müßte; darum haben wir den F. beizubehalten be
ſchloſſen. Wenn Abg. Otto ſich auf eine Adreſſe des Piusvereins zu Trier
berufen hat ſo finde ich keinen Unterſchied mit dem des Aachener Vereines,
wie ihn der Redner verſuchte. Der Redner geht hierauf auf die geſtellten
Amendements ein und pflichtet dem des Abg. Pilet bei, erklärt ſich jedoch
gegen das des Abg. Schultze. Denn wenn ein Beamter ſich Ueberſchreitun
gen zu Schulden kommen laſſe, ſo müſſe er disciplinariſch beſtraft, viel
leicht entlaſſen werden und bei dem Gerichtsverfahren würde es ſich bald
herausſtellen ob der Beamte ſeine Pflicht gethan, oder ſeine Befugniß
überſchritten habe.

Es kommt hierauf zur Abſtimmung.
Der erſte Satz des Kommiſſions Entwurfs wird angenommen und

der letzte Satz vom Amendement des Abgeordneten Pilet, welcher lautet:
„Jene Erklärung kann nöthigenfalls durch die bewaffnete Macht zur

Ausführung gebracht werden.“
Die Abſtimmung über das Zuſatz Amendement des Abg. Schultze

(Delitzſch) ergiebt kein ſicheres Reſultat und es wird die Zählung vorge-
nommen. Da aber auch dieſe wegen einer entſtandenen Verwirrung zu
keinem Ende führt, ſo wird die namentliche Abſtimmung beantragt und
vorgenommen. Sie ergiebt:

Mit Ja ſtimmen 168, mit Nein 165; beurlaubt 5 es fehlen 2.
Das Zuſatz-Amendement iſt ſonach angenommen.
Mit Ja ſtimmten unter andern Schneeweiß, Seffner, Sick, Thiel

(Fürſtenthum), Tülff v. Unruh, Weſendonck, Arntz, v. Berg, Bleib
treu, v. Merckel u. ſ. w.

Mit Nein ſtimmten unter andern: Schober, Schöpplenberg, Ur-
lichs, Wentzel (Ratibor) Wernich, Graf Arnim v. Manteuffel, v. Meu-
ſebach, Jmmermann u. ſ. w.

Auf den Vorſchlag der Kommiſſion wird jetzt zunächſt S. 11 zur Dis
kuſſion geſtellt

(Abg. Elsner: Wie bei Jhnen! Gelächter.)

be
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ſere Landsleute, die erſt ſchüchtern und unbeholfen auftraten, bald durchs„Niemand darf vhne daß ihn ſein Amts oder Dienſtverhältniß dazu

berechtigt bewaffnet in einer Verſammlung erſcheinen.“
Ein Amendement des Abg. Pilet erhält genügende Unterſtützung
„Niemand darf in einer Verſammlung bewaffnet erſcheinen mit Aus-

nahme der im Dienſt befindlichen Polizei Beamen und der von der
Obrigkeit requirirten bewaffneten Macht.“

Abg. Berends. Wenn man nicht erlauben will, daß man bewaff
net berathe, daß nicht Soldaten bewaffnet in einer Verſammlung erſchei-
nen ſo will man den Soldaten das Recht, an denſelben Theil zu neh-
men, nicht rauben man will nur durch das Tragen von Waffen, welches
man den Militärperſonen in Verſammlungen nicht geſtattet, keine Ungleich-
heit zwiſchen ihnen und den Bürgern darſtellen es iſt dies nichts als eine
Förderung der Gleichberechtigung zwiſchen uns, den Bürgern, und der
bewaffneten Macht. Auch iſt immer, wenn es vorgekommen iſt daß Sol
daten in Verſammlungen erſchienen ſind und obſchon man höhern Orts
in ihrem Erſcheinen durchaus keine Berathung unter Waffen gefunden har,
wie ſie die Verfaſſung verbietet, ſo haben ſich doch die Soldaten immer
leicht bewegen laſſen ihre Waffen abzulegen. Waffen durften nur diejeni-
gen tragen welche das Amt dazu beruft für andere als ſolche dürfte dies
nicht paſſend fein

Miniſter des Jnnern. Das Miniſterium findet
ſich dem Amendement des Abgeordn. Pilet zu widerſetzen.

Abg. Graf Ziethen. Nach der Bemerkung des Herrn Miniſters
verzichte ich. (Ah!)

Präſident irrt ſich und ruft: Abgeordneter Graf Pilet. Heiter
keit).

Abg. Pilet. Nach der Bemerkung des Miniſters verzichte ich gleich

keinen Grund,

falls da ich ohnedies nur einige Bemerkungen gegen den Regierungsent
wurf zu machen hatte.

Bei der Abſtimmung wird das Amendemenrt des Abgeordneten Pilet
faſt einſtimmig angenommen, weodurch die obigen Anträge gefallen
ſind.

Jetzt kommt H. 10. zur Discuſſion:
S. 10. Die Vorſteher ſolcher Vereine, welche eine Einwirkung auf

öffentliche Angelegenheiten bezwecken ſind verpflichtet, die Statuten und
Urkunden über Bildung, Verfaſſung und Wirkſamkeit des Vereins ſowie
alle Abänderungen binnen 24 Stunden, nachdem ſie zu Stande gekommen,
der Ortspolizeibehörde zur Kenntnißnahme einzureichen derſelben auch auf
Erfordern jede darauf bezügliche Auskunft zu ertheilen.“

Der Central Ausſchuß hat die in Nr. 25. H. 7. ſich befindende Faſ
ſung vorgeſchlagen.

Abg. Pape beantragt zu ſetzen binnen 8 Tagen“.
Abg. Wentzzel: Statt des 2. Alinea:
„Auf die Zuſammenkünfte ſolcher Vereine finden die Beſtimmungen

der 1. 3. 6. ebenfalls Anwendung.
Die Anzeige von den ſtattfindenden Verſammlungen muß aber ohne

Rückſicht auf die Form der Einladung erfolgen, ſofern nicht Zeit und
Ort ſtatutenmäßig c. c.“

Abg. Evelt:
Zu dem H. 7. des Kommiſſions Entwurfes in dem erſten Satze nach
dem Worte „bezwecken einzuſchalten:

„und welche nicht zu den kirchlichen oder religiöſen Vereinen ge
hören

2) Jn dem Marginake zu dem H. 7. des Kommiſſions Entwurfes ſtatt
der Worte:

Beförderung öffentlicher“
zu ſetzen

„Einwirkung auf öffentliche.“
Abg. Löher: Es iſt einmal angenommen worden, daß der Polizei

Etwas anderes iſtdie Befugniß zuſtehe Volksverſammlungen aufzulöſen.
es bei regelmäßigen Vereinen deren Mitglieder ſich meiſt einander bekannt
und deren Verhandlungen nach beſtimmter Regel vor ſich gehen. Wenn
ſolche durch die Polizei aufgelöſt werden ſo wird dieſelbe aufs Tiefſte ver
haßt werden und zumal in kleineren Städten bedeutende Aufregung verur
ſachen. Sodann, meine Herren, ſehe ich gar nicht ein, wie die Polizei
einen Verein auflöſen ſoll, ohne beſtehende Geſetze zu verletzen. Die Ha-
beas Corpus Akte beſagt, daß des Nachts die Polizei in keine Wohnung
eindringen darf. Wie ſoll nun die Polizei in Vereinslokale eindringen kön
nen Außerdem ſagt die Verfaſſung, daß nur über Verſammlungen unter
freiem Himmel ein Geſetz gegeben werden ſoll, aber nicht über Vereine.
Nun frage ich Sie, wohin ſoll es führen wenn wir gleich im Anfang
ein Grundrecht der Verfaſſung durch eine reglementariſche Beſtimmung
illuſoriſch machen. Freilich ſagt man, das vorliegende Geſetz ſolle vorüber
gehend ſein, aber wir haben in Deutſchland hinlänglich die Erfahrung ge
macht, daß ein proviſoriſches Geſetz, ſobald es nur freiheitsgefährlich war,
nicht ſobald aufhörte. Was die Geſetzgebung in Amerika betrifft, ſo iſt
gleich nach dem Befreiungskriege das Aſſociationsrecht vollkommen frei ge
geben worden und jetzt hat dies Land meiſtens dieſem Rechte ſeine hohe

nergie zu verdanken. Es iſt eine Freude dort zu ſehen, wie gerade un

Vereinsrecht zu tüchtigen Staatsbürgern ſich herausbildeten. Jch bitte Sie
alſo verwerfen Sie das Geſetz, bei dem man wirklich die Gefahr läuft,
den Polizeiteufel, den man aus einem L. herausgetrieben hat im andern
wieder hervortauchen zu ſehen.

Abg. KleiſtRetzow. Jch habe hier keine Bedenklichkeiten gegen
alle die Gründe anzugeben, welche die Klubbs, öffentliche und geheime
vertheidigen; es kann nicht meine Abſicht ſein, denen entgegenzutreten, wel
che es für gar ſehr ſchwierig halten, den wahren Thäter in großen Ver
ſammlungen zu entdecken, welche, obſchon ſie durch ihr Amt aufgefordert,
durch Neigung und Anſicht angetrieben ein großes Studium den Klubbs
gewidmet haben doch ein ganzes Jahr niemals gegen ſie etwas einzuwen
den gewußt haben, ſie immer für unſchuldig gehalten haben ſelbſt dann
noch, als man beſchloſſen hatte, ſie aufzuhängen. (Heiterkeit.) Jch habe
keine Deductionen dagegen zu machen nur die Erinnerung meine Herren,
kann ich nicht unterdrücken, daß Sie mit der großen Verantwortlichkeit
vor dem Lande, demſelben, wenn es Brod verlangt, einen Stein reichen
(Unruhe), daß das Land wiſſen wird, wem es die getäuſchte Hoffnung ver
dankt, den Ausban einer glücklichen und ruhigen Zukunft verhindert zu
ſehen nur die Erinnerung muß ich ausſprechen, daß allerdings und darum
brauche ich keine Deductionen denn es beruht auf dem Grund der Offen-
barung, in den Verſuchen zu einer Staatsumwälzung, alle anderen Ver
gehen eingeſchloſſen ſind. Verſchließen Sie ſich nicht, ich bitte Sie darum,
dem Eindruck, daß Elemente in der Geſellſchaft vorhanden ſind, die nach
der Herrſchaft rrachten und die, wenn ſie, was ich nicht hoffe, die
ſelbe erreichen alles Vorhandene umſtürzen das Unterſte zu Oberſt keh-
ren werden.

Die Argumente dieſer Herren ſind die Maſſen die bei ihrer Unkennt
niß der Sachen, bei ihrer leichten Entzündlichkeit ſehr ſchnell geeignete
Werkzeuge werden. Dieſe Argumente bearbeitet man in Volksverſammlun-
gen und zu dem Feuer, das durch fie angeſteckt wird geben Luft und Nah

rung die geheimen Klubbs, in denen man vorbereitet und zurüſtet.
a

Es gab eine Zeit, in der dieſe Klubbs verboten waren damals ſagte
man, ſie ſeien nur gefährlich, weil es geheime Klubbs ſind jetzt ſind ſie
es nicht mehr, jetzt können ſie öffentlich ſein. Jetzt denkt das Miniſterium
nicht daran ſie zu verbieten (Unruhe) und man will auch eine einfache Be
ſchränkung derſelben nicht dulden und braucht allerlei Deduktionen, um auch
hier wieder Hefährlichkeit zu beweiſen.

Oeffentlichkeit iſt ein berühmtes Schlagwort der Herren jener Seite.
Jn dieſem Falle will das Miniſterium die Oeffentlichkeit, und wunderbarer
Weiſe wird ſie von denſelben Herren bekämpft! Wie kommt das! frägſt Ou
einen von Jenen. Weißt Du nicht antwortet er, daß wir die Oeffentlich-
keit nur dann verlangen, wenn ſie uns nützt, aber dann verwerfen, wenn
ſie uns zu ſchaden droht! Wundert Dich das Wahrheit und Recht frei
lich brauchen Oeffentlichkeit niemals zu ſcheuen ſind alſo die Klubbs ſo
unſchädlich und trefflich, wird ihnen die Kontrole nicht läſtig ſein.

Auch auf die Vergleiche mit anderen Ländern kann ich mich nicht ein
laſſen. Bei uns iſt es ein Bedürfniß, dies Geſetz zu beſchränken es hat ſich
das auch bei uns bewieſen, als wir den Antrag auf gänzliche Zurüweiſung
des Entwurfs verwarfen es iſt auch nicht wahr daß es mit Klubbs ein
Anderes iſt, als mit Volksverſammlungen; freilich ſind dieſe vorübergehen
den Verſammlungen aufregend und verführeriſch, aber ſie ſind doch nur
ephemer fie werden ſelbſt eben erſt von den Klubbs vorbereitet dieſe ſind

ihre Anreger, und will man die Volksverſammlungen überwachen ſo wird

ſen wir dem Miniſterium ein Mittel an die Hand geben, das

es bei den Klubbs geſchehen müſſen, weil ſie noch gefährlicher und dauern
der find.

Es wird alſo ganz gewiß nöthig ſein, mindeſtens die Mittel, die der
Entwurf angiebt, die Statuten und Urkunden der Vereine polizeilich zu ken
nen, für dieſe gefährlichen Jnſtitute anzuwenden. Dem Redner, der eben
geſprochen hat, muß ich freilich das zugeben daß der Geſetzentwurf eine
ſolche Geſtalt durch die Berathungen dieſer Woche empfangen hat, daß er
allerdings lückenvoll geworden iſt ich gebe es zu, daß er dadurch an in
nerm Zuſammenhang verloren hat; denn, meine Herren, was hilft denn
Einreichung der Statuten der Klubbs, wenn, wie die Verwerfung des S. 5.
verlangt kein Polizeibeamter Kontrole führr, was in denſelben geſchieht
wie wollen fie alſo dieſen Gefahren entgehen ohne ein Erſatzmittel anzuge-
ben Wenn wir dieſen Paragraphen angenommen haben werden, ſo müſ

was wir
von ihm wollen Beauffichtigung der Klubbs, auszuführen. Jch habe da
her ein Zuſatzamendement zu dem Regierungsentwurf geſtellt, daß es der
Polizei geſtattet ſei 2 Polizeibeamte als ihre Abgeordneten in jeden Verein
zu ſenden. (Jroniſche Heiterkeit der Linken.) Und ich hoffe, daß ſich, da der
frühere ähnlich lautende Antrag mit Einer Stimme nur gefallen iſt, hier,
wo es ſich um die Klubbs handelt, die gefährlicher ſind, gewiß eine Majo
rität herausſtellen wird. Dem Amendement von Wenzel könnte ich mich an
ſchließen ebenſo habe ich gegen das Amendement Evelt's nichts zu erinnern
und darum wünſche ich, den S. mit den Amendements v. Wenzel und Evelt,

nebſt meinem Zuſatzamendement angenommen zu ſehen.
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Der Präßſdent ſchreitet ſodann zur Frageſtellung, wonach derſelbe 11
Fragen zur Abſtimmung bringen wird.

Das zweite Amendement des Abg. Evelt wird angenommen.
Das des Abg. Löher:
„Auf regelmäßige Vereine, Verſammlungen findet das Geſetz keine

Anwendung
wird verworfen

Das erſte Amendement des Abg. Evelt wird ebenfalls angenommen.
Die Amendements des Ausſchuſſes, daß das Wort „die“ vor Statu

ten und die Worte „und Urkunden“ und „Bildung“ ausfallen ſollen, und
däß ſtatt 24 Stunden geſetzt werde „3 Tage“ werden angenommen.

Das des Abg. Wentzel wird durch Aufſtehen und Sitzenbleiben mit
169 gegen 164 Stimmen derworfen. Große Unruhe zur Rechten.)

Die Abg. Keller und v. Werdeck tragen auf namentliche Abſtim
mung an, welche, da die Differenz 15 Stimmen nicht erreicht, vorgenom
men werden muß. Sie ergiebt: Mit Ja ſtimmen 167, mit Nein 167.

Das Amendement iſt ſomit zum zweiten Mal verworfen. Heiter
keit zur Linken.)

Hierauf kommt der zweite Satz des Commiſſfionsentwurfs
„Auf die Zuſammenkünfte ſolcher Vereine finden die Beſtimmungen

der S. 1, 4, 5, 6 dieſes Geſetzes ebenfalls Anwendung mit der Maß
gabe, daß es der im K. 1. vorhergeſehenen Anzeige nicht bedarf, wenn
Zeit und Ort ſtatutenmäßig oder durch einen beſondern zur Kenntniß
der Orts Polizeibehörde gebrachten Beſchluß im Voraus feſtſtehen“

zur Abſtimmung.
Da bei der Stimmengleichheit der Modus des Aufſtehens und Sitzen

bleibens kein Reſultat erkennen läßt, ſo will der Präſident die Zählung
vornehmen laſſen. Es wird aber allgemein namentliche Abſtimmung ver
langt, welche der Präfident hierauf veranlaſſen will. Dagegen proteſtirt
Abg. Phillips als reglementswidrig. (Große, lange Aufregung.) Der Präſi
dent findet den Proteſt gerechtfertigt und läßt unter ſtürmiſcher Unruhe
die Zählung vornehmen. Dieſelbe ergiebt, daß der Satz mit 167 gegen
165 Stimmen verworfen iſt.

Jetzt trägt Abg. Peltzer (Lennep) auf namentliche Abſtimmung an.
(Große Unruhe.) Dieſelbe muß jedoch nach der Geſchäftsordnung vorge
nommen werden und ergiebt: Mit Ja ſtimmen 167, mit Nein 167.
Der zweite Satz des Kommiſſions Entwurfs iſt ſonach zum zweiten Male
verworfen.

Ueber das Amendement des Abg. Kleiſt Retzow: „die Ortspolizei
behörde iſt befugt, in jede Verſammlung jedes Vereins zwei Abgeordnete
zu ſchicken“, findet ebenfalls namentliche Abſtimmung Statt.

Dieſelbe ergiebt: Mit Ja ſtimmen 79, mit Nein 250. Das Amen-
dement iſt alſo ver worfen.

Zuletzt wird über den ganzen amendirten S. 10. noch abgeſtimmt, der
alſo lautet:

„Die Vorſteher ſolcher Vereine, welche eine Einwir
kung auf öffentliche Angelegenheiten bezwecken, und
welche nicht zu den kirchlichen oder religiöſen Vereinen
gehören, ſind verpflichtet, Statuten über Verfaſſung
und Wirkſamkeit des Vereins, ſowie alle Abänderun-
gen binnen 3 Tagen, nachdem ſie zu Stande gekommen,
der Ortspolizeibehörde zur Kenntnißnahme einzurei-
chen, derſelben auch auf Erfordern jede darauf bezüg-
liche Auskunft zu ertheilen.“

Das Reſultat iſt? Mit Ja ſtimmen 168, mit Nein 167. Der ganze
g. iſt ſonach an genommen.

Erſte Kammer.
Berlin, den 20. April.

1) Die deutſche Frage. 2) Die Juſtizreform.
Die Antwort des Königs an die Kaiſerdeputation und die

darauf folgende Cirkularnote des preußiſchen Kabinets an die
deutſchen Regierungen ſagten den preußiſchen Kammern ſo we-
nig zu, ihr Jnhalt war ſo unbefriedigend, die darin ausgeſpro-
chenen Grundſätze ſo ſchwänkend und der Politik eines deut-
ſchen Großſtaates zumal in ſo entſcheidendem Augenblicke doch
ſo unwürdig, daß jede der beiden Kammern ſich ſofort zu An
trägen entſchloß, in denen ſie die Grundſaätze, die Haltloſigkeit
und Schwankung des preußiſchen Kabinets in Bezug auf die
deutſche Frage auf das Entſchiedenſte mißbilligen und vor
Deutſchland den Beweis geben, daß die Nation die dem
Hauſe Hohenzollern dargebrachte Nationalehre beſſer zu würdi-
gen wiſſe, als das zeitweilige Kabinet, und daß Deutſchland in
den phraſenhaften Kundgebungen der Miniſter nicht die Geſin

nung des preußiſchen Volks erkennen mochte. Aus Rückſicht
auf die eingeleiteten Verhandlungen mit den deutſchen Regie
rungen wurden die Anträge auf 14 Tage zurückgeſtellt, die
Regierung hoffte bis dahin Alles ſo geordnet zu ſehen, daß ſie
eine definitive Entſcheidung ausſprechen konnte. Die Friſt iſt
abgelaufen, alle Regierungen mit, Ausnahme der koööniglichen
haben ſich erklärt, ſogar Oeſterreich hat das letzte entſcheidende
Wort geſprochen es iſt definitiv ausgeſchieden Preußen hat
aber bis jetzt nichts gethan es hat zwar ſeinem Bevollmaäch-
tigten Jnſtruktionen ertheilt, die Jnſtruktionen ſind aber erlo-
ſchen, noch ehe der Bevollmächtigte am Orte ſeiner Beſtim-
mung eintraf. Es zeigte ſich, daß die preußiſche Politik, ſoweit
ſie von dem gegenwärtigen Kabinet vertreten iſt, eine abhan-
ige, ſchwache, vorausſichtsloſe, matte iſt, die ihrer Selbſtbe-nung und der eignen Würde nicht bewußt, ſich von der

Einſicht der kleinſten Staaten überholen läßt. Dieſe unglück-
liche und der Ehre eines Großſtaates nicht entſprechende Stel-
lung des preußiſchen Kabinets war Urſache, warum zunächſt
die erſte Kammer in Berlin die deutſche Sache wieder in An-
regung brachte. Der Graf Dyrhn, ein ſo rüſtiger Vorkampfer
des deutſchen Bundesſtaates, daß man ihm mit Recht einen
ſchwarzrothgoldenen Grafen mit dem preußiſchen Helm auf dem
Haupte nennen könnte, rief am 20. d. den Miniſter des Aus
wärtigen Grafen Arnim an, „ob derſelbe gewilligt ſei, der
Kammer mitzutheilen 1) die Jnſtruktion, welche der beſondere
Bevollmächtigte in Frankfurt erhalten; 2) die Antwort, welche
das Miniſterum auf die öſterreichiſche Depeſche vom S. d. er
theilt hat.“ Mit großer Spannung, nicht allein in der Kam-
mer, ſondern im ganzen Volke, wurde der Antwort des Mini-
ſters entgegengeſehen, und wenn auch nach den Vorgangen,
wohin wir namentlich die ſchwer zu verantwortende Note vom
10. März und die unglaubliche miniſterielle Vertheidigung der-
ſelben in den Kammern rechnen, mit einiger Gewißheit
vermuthen konnte daß der Miniſter die Vertagung der
Aktenſtücke verweigern werde, ſo glaubte man doch, daß die
Regierung in irgend einer diplomatiſchen Wendung den Wün-
ſchen des Volks gerecht werden wurde. Handelt es ſich doch
um eine Frage, die für Deutſchland nicht mehr Geheimniß iſt,
um eine Frage, in der es Preußen darauf ankommen muß,
die Sympathie des Volks zu gewinnen, die die Regierung in
den letzten Wochen faſt leichtfertig von ſich gewieſen hat, um
eine Frage, in der ſich die meiſten Regierungen bereits offen
und ehrlich erklärt haben, und bei deren Löſung die zuruückblei-
benden Kabinette nur den Unwillen ihrer Völker ſich zuziehen.
Was hat nun der Miniſter des Auswärtigen den Jnterpellan-
ten, der geſpannten Kammer, dem lauſchenden Volke fur eine
Antwort ertheilt Hier ſtehe ſie und die Geſchichte ſpreche ihr
Urtheil! Der Miniſter Arnim erklärte

1) „in Rückſicht, daß die Unterhandlungen noch
ſchwebend ſind,

2) daß wir in den nächſten Tagen eine Erklä-
rung in der deutſchen Frage abgeben werden,

lehne er die Beantwortung der Jnterpellation für
heute, und unter der gegebenen Vorausſetzung de-
finitiv ab.“

Die Jnſtruktionen des Bevollmächtigten können nur ein
untergeordnetes Intereſſe bieten, weil ſie eben erloſchen ſind.
Aber ſchmerzlich iſt es, daß die Regierung Urſache hatte, die
Antwort auf die öſterreichiſche Depeſche vom 8. d. zuruückzuhal-
ten. Wir haben ein gebieteriſches Intereſſe zu erfahren ob die
Verfaſſer der Note vom 10. Marz endlich in dieſe Antwort den
entſchiedenen Charakter und den würdigen Ton gelegt haben,
den die erſte deutſche Macht für das geſammte Vaterland, für
den deutſchen Bundesſtaat in einem ſolchen Falle zu führen



berufen und verpflichtet iſt. Die öſterreichiſche Politik hat ihre
ſtörende und verwirrende Hand lange genug und zuletzt auf das
Empfindlichſte in die deutſchen Verhältniſſe hereingeſtreckt, mit
roher oder abgefeimter Jntrigue ſuchte es Deutſchland in den
Abgrund zu ſtoßen: dieſe Politik, nicht der öſterreichiſche Staat,
nicht. das öſterreichiſche Volk, verdient, daß ſie durch die Sprache
eines mächtigen Volkes zurück gewieſen werde.

Eine zweite Jnterpellation in derſelben Angelegenheit ſtellte
der Abgeordnete Bergmann an das Staatsminiſterium. Sie
lautet

Anknüpfend an die der Kammer mitgetheilte Note vom
3. d. M. und in Erwartung der, nach Ablauf der darin ge-
ſtellten Friſt zugeſagten definitiven Erklärung erſuche ich das
Königl. Staatsminiſterium, der Kammer

1) über die, inzwiſchen getroffenen Maßregeln und nament
lich über den Jnhalt der dem dieſſeitigen Be-
vollmächtigten in Frankfurt a. M. ertheilten
Jnſtruktion,

2) darüber, welche deutſche Regierungen über die in
der Note vom 3. d. Mis. hervorgehobenen Punkte Er-
klärungen und welchen Jnhalts abgegeben ha-
ben, und

3) darüber Mittheilung zu machen welche Schritte von
der Regierung Sr. Majeſtät in Folge der bei-
den Depeſchen getroffen ſind, die das Kaiſerl.
öſterreichiſche Kabinet an ſeine Bevollmächtig-
ten bei der proviſoriſchen Centralgewalt und
bei der hieſigen Regierung am S. resp. 8. d. M.
erlaſſen hat.

Motive.
Die Wichtigkeit der Sache lebt in dem Bewußtſein

der ganzen deutſchen Nation, und insbeſondere des Preu-
ßiſchen Volkes und ſeiner Vertreter, die auch keinen Au-
genblick bezweifeln, daß die Königl. Regierung auch ihrer-
ſeits dieſe Wichtigkeit vollkommen erkennt und darum auch
die Ueberzeugung von der Nothwendigkeit hegt, über die
weitere Entwickelung dieſer Angelegenheit das Land in fort-
laufender Kenntniß zu erhalten.
Abg. Bergmann. Die große Wichtigkeit der vorliegen

den Frage bedarf keiner Begruündung. Nur einen Punkt will
ich hervorheben. Es handelt ſich nicht bloß um die Neugeſtal-
tung Deutſchlands, es handelt ſich um die Stellung Preußens
und ſeine Zukunft. Deshalb habe ich es für meine Pflicht ge-
halten, das Land im Zuſammenhang zu laſſen mit der Ent-
wickelung unſerer Angelegenheiten.

Miniſter-Präſident: Jch bedaure ſehr, daß ich, was
den erſten Punkt betrifft, außer Stande bin, die Jnſtruktionen
vorzulegen. Die in dieſem Augenblicke noch ſchwebenden Un-
terhandlungen machen detaillirte Angaben nicht rathſam. Ad
2. bin ich bereit, die Erklärung der 28 Regierungen zu verleſen,
glaube jedoch, daß jene Erklärung bekannt iſt. (Die Verſamm-
lung verzichtet auf die Verleſung nach dem Antrage ihres Pra-
ſidenten.) Ad 3. auch dieſer Punkt fällt in die Kategorie der
jenigen Angelegenheiten, über welche detaillirte Angaben zur
Zeit nicht möglich ſind. Jch werde jedoch nicht verfehlen, die
Kammer ſehr bald, wie ich hoffe, von den Schritten der Re
gierung welche die Wichtigkeit der Frage nicht verkennt, zu
benachrichtigen (ſchwaches Bravo rechts.
Der Dringlichkeitsantrag von Gierke (ſiehe die

geſtrige Nummer des Couriers) ging in die Abtheilung.

Auf der Tagesordnung folgt der Ausſchußbericht über den Antrag
von Bornemann. Den Verordnungen, betreffend die Juſtiz
reform, die vorläufige Genehmigung zu ertheilenn. Wir
heben daraus Folgendes hervor
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Die Erſte Kammer hat in r Sitzung vom 28. März d. J. ber
ſchloſſen, den Antrag der Abgeordneten Bornemann und Genoſſen vom
27. März d. J., welcher wie folgt lautet:

Die Hohe Kammer wolle beſchließen:
der Verordnung vom 2. Januar 1849 über die Aufhebung der
Privat Gerichtsbarkeit und den eximirten Gerichtsſtand, ſowie
über die anderweite Organiſation der Gerichte, ingleichen der
Verordnung vom 3. Januar 1849 über die Einführung des münd
lichen und öffentlichen Verfahrens mit Geſchwornen in Unterſu
chungsſachen, wird hiermit die vorläufige Genehmigung ertheilt,
unter Vorbehalt der Abänderung, eventuell der Ablehnung,
vei der baldmöglichſt vorzunehmenden definitiven Berathung;

zur weitern Erwägung an die Abtheilungen zu verweiſen. Von die
ſen haben die 1., 4. und 5. Abtheilung ſich dafür ausgeſprochen,
über den Antrag zur einfachen Tages Ordnung überzugehen, weil ſie die
von den Antragſtellern gehegte Beſorgniß:

die Gerichte könnten durch die in der Sitzung vom 22. März von
der Kammer angenommene motivirte TagesOrdnung über die
Rechtsbeſtändigkeit der Verordnungen vom 2. und 3. Januar C.
W über ihre eigene, durch ſie begründete Kompetenz zweifelhaft
werden,

für nicht gerechtfertigt erachten
Die 2. und 3. Abtheilung dagegen entſchied ſich für Annahme des An

trages und ſtützte ſich dabei hauptſächlich auf die von den Antragſtellern
in den Motiven zu dem Antrage ausgeſprochenen Gründe.

Bei der Berathung in dem Central Ausſchuſſe, an welcher ein Ver
treter des Juſtiz Miniſterii Theil nahm, glaubte man vor Allem an der
richtigen Bedeutung des in der Sitzung vom 22. März c. von der Kam
mer gefaßten Beſchluſſes feſthalten zu müſſen.

Nach der Anſicht der Majorität kann es auf eine Entſcheidung über
die Frage:

wie weit die Gerichte für kompetent zu erachten ſeien, die Verfaſ
ſungsmäßigkeit einer mit Geſetzeskraft erlaſſenen Verordnung zu
prüfen und darüber zu entſcheiden,

nicht ankommen, weil ſelbſt, wenn man der Kompetenz der Gerichte die
weiteſte Ausdehnung gäbe, doch die Möglichkeit eines Zweifels an der
Geſetzeskraft der Verordnungen vom 2. und 3. Januar c. in ſo weit, als
er aus der nothwendigen Mitwirkung der Erſten Kammer entnommen
werden könnte, durch den Beſchluß vom 22. März C. ausgeſchloſſen ſein
würde. Eben ſo wenig konnte es aber bei dieſer Auffaſſung angemeſſen
erſcheinen, dem Antrage des Abgeordneten Bornemann und Genoſſen Folge
zu geben weil die Wiederholung der bereits abgegebenen Erklärung über
flüſſig wäre, und eine weitergehende Erklärung vor ſpecieller Prüfung
der Verordnungen nicht abgegeben werden kann.

Um indeſſen jedem Mißverſtändniß über die Bedeutung des zu faſſen
den Beſchluſſes vorzubeugen und zugleich alle die Zweifel zu erledigen,
welche aus einer unrichtigen Auffaſſung des Beſchluſſes vom 22. März
möglicher Weiſe entſtanden ſein können beſchloß der Central Ausſchuß mit
3 gegen 2 Stimmen bei der Hohen Kammer auf Annahme folgender mo
tivirten Tagesordnung anzutragen.

Jn Erwägung, daß die Kammer in der Sitzung vom 22. März c.
beſchloſſen hat, auf den Antrag:

Se. Majeſtät den König zu bitten daß er den Juſtizminiſter
anweiſe, mit Ausführung der Verordnungen vom 2. und 3.
Januar einzuhalten,

nicht einzugehen, und daß dieſer Beſchluß eine vorläufige
Genehmigung der Ausführung und Anwendung bei-
der Verordnungen bereits enthält, geht die Kammer über
den Antrag des Abgeordneten Bornemann und Genoſſen zur Tages
ordnung über.

Die Minorität von 2 Stimmen erklärte ſich dagegen für Annahme der
einfachen Tagesordnung. Sie ging von dem Grundſatze aus, daß die Frages

ob bei einer auf Grund des Art. 105 der Verfaſſungs- Urkunde
von der Staats Regierung erlaſſenen Verordnung der im Art. 105
vorausgeſetzte Fall der Dringlichkeit vorgelegen habe oder nicht?

lediglich zwiſchen der Staats- Regierung und den Kammern
auszumachen ſei, und der Beurtheilung und Entſcheidung der
Gerichte überhaupt nicht unterliege, daß daher auch die Gerichte
nicht berufen ſeien, von jenem Geſichtspunkte aus die Rechtsbeſtändigkeit
und Geſetzeskraft der auf Grund des Art. 105 ergangenen und gehörig
verkündeten Verordnungen vom 2. und 3. Januar d. J. zu ihrer Cogni-
tion zu ziehen vielmehr dieſe Verordnungen als rechtsgültig anzunehmen
und zu befolgen haben bis der vorbehaltene Ausſpruch der Kammern er
gangen ſei.

Nach Verleſung des Berichts wird von den Abg. Leue, Hermann,
Maurach, Dyhrn u. A. ein Antrag auf einfache Tagesordnung eingebracht
und unterſtützt.

Abg. Leue: Jm Ergebniß ſtimme ich mit dem Gutachten der Min
derheit überein allerdings komme ich dazu aus andern Gründen.



ichtn auf organiſche Geſetze beziehe,
nungen ihre Zuſtimmung verſagen.

auf die Gerichte keinen Einfluß haben. Sind
gültig, ſo kann die Anſicht der Gerichte durch unſere Beſchlüſſe nicht ge
ändert werden. Für fie gilt lediglich das Geſes.
Gerichten wirklich Einreden erhoben worden find,

Deshalb glaube ich, daß es die Ehre der Kammer er-
fordert, wenn ſie keine Gründe hat, auch keine anzugeben. (Heiterkeit.)
Das ſcheint das ſicherſte Mittel, keine falſchen Gründe aufzuſtellen und

mann beſtätigen.

daher bin ich für einfache Tagesordnung.
Pommer-Eſche.

der Verordnungen eingehen. Unmöglich iſt es ihre
legislativen Standpunkt einnehmen und die Dringlichkeit der Verord-

Das iſt die Anſicht der Mehrheit des Aus
Die Verordnungen beſtehen in Geſetzeskraft, bis ſich die Kam-

nungen zu beurtheilen haben.
ſchuſſes.
mern dagegen erklärt haben.

ſo mußte fie conſequentüden Verord
Jch will in keinen Streit mit den

Berichterſtattern eingehen ob ſie den Beſchluß vom 22. März richtig aus
gelegt haben. Jch nehme an, die Auslegung ſei richtig dennoch kann ſie

Nach meiner Anſicht iſt es unzuläſſig, daß
die Gerichte in eine kontradiktoriſche Erörterung über die Gültigkeit
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Wenn die Kammer annimmt, daß Art. 105 der Verf. Urkunde ſich b) die nach S. 67.

die Verordnungen un dieſe Ausſicht nicht.

Daß übrigens von den
wird der Abg. Borne-

eingegangen werden.

weſen ſind.
Stellung daß ſie einen provinz gehalten. Bei

aus der Jahresliſte auf die engere Liſte zu brin
genden 60 Perſonen in einer Sitzung des Regierungs Kollegiums
durch das Loos ermittelt werden.

Ein Hauptzweck der Schwurgerichte ſei, Schutz zu gewähren vor den Ver
folgungen politiſcher Leidenſchaft. Die Zuſammenſtellung der Liſten gebe

Die Jahresliſte dürfte nicht der Willkür eines Beam-
ten überlaſſen werden beſſer ſei es, die Geſchwornen durch das Loos aus
der Jahresliſte zu ermitteln.

Juſtiz- Miniſter. Auf eine materielle Berathung kann hier nicht
Sollte die Verſammlung dennoch veranlaßt werden,

auf den Antrag des vorigen Redners einzugehen ſo würde es zweckmäßig
ſein, den Antrag zuvor an die Abtheilungen zu weiſen.
ich verſichern daß keinerlei Motive, in politiſcher Beziehung auf die Ge
ſchwornen einzuwirken bei dem Erlaſſe der Verordnungen maßgebend ge-

Man hat ſich dabei einfach an die Erfahrungen der Rhein

Uebrigens kann

einer verbeſſerten Kreis- und Gemeindeordnung
werden ſich alle Bedenken beſeitigen.

Sperling verfichert, daß er nicht zu denjenigen gehöre, welche der
Regierung jene Motive unterlegen.

Abg. Heffter glaubt, daß mit motivirren Tagesordnungen nicht viel
Juſtiz- Miniſter. Die Kammer hat den Wunſch durch ihren ausgerichtet iſt, ſondern daß es beſſer iſt, wenn ſich bei den Gewalten, die

Ausſpruch jeden Zweifel, welcher noch über die Rechtsbeſtändigkeit der richterliche und die Regierungsgewalt in ihren Grenzen halten. Nach meiner
Verordnungen beſteht, zu beſeitigen. Jch erkenne ein ſolches Streben voll- Anficht haben die Gerichte allerdings zu prüfen ob ein Geſetz verfaſſungs
kommen an. Nur ſcheint es mir, als wenn der Zweck durch die einfache mäßig erlaſſen ſei. Jn dem vorliegenden Falle find aber die conſtitutio
Tagesordnung nicht erreicht werde. Aus dieſen Gründen erkläre ich mich nellen Verheißungen nicht verletzt und die Gerichte werden überdies keine
für die motivirte Tagesordnung. Veranlaſſung finden, die Rechtsgiltigkeit der Verordnungen anzufechten.

Sperling iſt der Anſicht, daß die Kammer den Fern (Ruf nach Schluß.)
gegenüber überhaupt keine Anerkennung ausſprechen, ſondern die ganze Ver Abg. Stahl: Jn verkenne nicht, daß ſich in den Motiven wes
antwortung dem Miniſterium überlaſſen möge. Jnſofern hält er die mo- halb die Kammer die Siſtirung der Verordnungen ablehnte, verſchiedene
tivirte Tagesordnung nicht für rathſam und empfiehlt ſtatt deſſen, wenn Anfichten ausſprachen. Jch bleibe jedoch dabei, daß für den Richter nur
der Antrag Bornemann angenommen werden ſollte, folgenden Verbeſſe- unſer Beſchluß maßgebend ſein kounre. Rathſam iſt es indeß um je
rungsantrag: den Zweifel zu heben ein Motiv klar auszuſprechen, und aus dieſemDer Verordnung vom 2. Januar 1849 über die Aufhebung der Privat Grunde bin ich gegen die einfache Tagesordnung und für die motivirte

Gerichtsbarkeit und des eximirten Gerichtsſtandes, ſo wie über die ander- Tagesordnung. Es handelt ſich nicht darum, einen neuen Beſchluß zu
weite Organiſation der Gerichte, imgleichen der Verordnung vom 3. Ja- faſſen ſondern um einen frühern auszulegen und zu ergänzen, authentiſch
nuar 1849 über die Einführung des mündlichen und öffentlichen Verfah- zu deklariren. Jndem ich mit Sicherheit annehme daß der von uns (Bor-
rens mit Geſchworenen in Unterſuchungsſachen, wird, unter Vorbe- nemann und Genoſſen) geſtellte Antrag nicht angenommen werde, erkläre
halt der Abänderung, eventuell Ablehnung bei der baldmöglichſt vorzu- ich mich mit Entſchiedenheit gegen den Unterantrag von Sperling. Wir
nehmenden definitiven Berathung, die vorläufige Genehmigung mit der würden ſonſt über die wichtigſten Fragen ohne erſchöpfende Berathung

Maßgabe ertheilt, daß
a) in Gemäßheit der Verordnung vom 3. Januar 1849 Artikel II.

g. 66. der RegierungsPräſident die Jahrliſte für jeden Schwurge
richtsbezirk lediglich aus den ihm zugegangenen Urliſten in alpha-
betiſcher Ordnung zuſammen zu ſtellen

und

hinweggehen.

hat,

Die Mehrheit beſchließt hierauf den Schluß, worauf noch der Abg.
Tamnau als Berichterſtatter das Wort ergreift,
Ausſchuſſes noch einmal zu entwickeln.
trag auf einfache Tagesordnung mit großer Mehrheit verworfen, die mo

um die Anſichten des
Bei der Abſtimmung wird der An-

tivirte Tagesordnung dagegen faſt einſtimmig angenommen.

Bekanntmachungen.
Bekanntmachung.

Das Königl. Bergamt zu Wettin
beabſichtigt eine Hochdruck-Oampfmaſchine
von 8 Pferdekraft zur Kohlenförderung
aus dem Perlbergſchacht des Wettiner
Steinkohlenreviers aufzuſtellen.

Auf Anordnung der Königl. Regierung
und in Gemäßheit des 29 der Allge-
meinen Gewerbe- Ordnung vom 17. Jan.
1845 bringe ich diefes Vorhaben zur of
fentlichen Kenntniß, mit der Aufforderung,
etwaige Einwendungen gegen dieſe Anlage
binnen einer prakluſiviſchen Friſt von 4
Wochen bei mir anzubringen, widrigenfalls
auf dieſelben keine Rückſicht genommen
werden kann.

Halle, den 16. April 1849.
Der Landrath des Saalkreiſes.

o. Baſſewitz.
Bekanntmachung.

Die hieſige Rathskeller-Wirthſchaft mit
en dazu gehörigen Geſellſchafts- Garten

oll en. re

ich einen Termin

Freitag den 18. Mai d. J.,
Vormittags um 10 Uhr,

an Rathsſtelle hierſelbſt auf ſechs hinter
einander folgende Jahre z, und zwar vom
1. Juli 1849 bis dahin 1855, anderweit
verpachtet werden.

Die Pachtbedingungen werden im Ter
mine bekannt gemacht, können aber auch
ſchon vorher bei uns eingeſehen werden.

Landsberg, den 14. April 1849.
Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Der ſeit einer langen Reihe von Jah-

ren zu einem Material Geſchäft benutzte,
am hieſigen Rathskeller angebaute Laden
mit Stube, Kammer, Boden und Keller

nſoll anderweit meiſtbietend verpachtet wer
den. Jm Auftrage des Eigenthümers habe

am I18. Mai, Nachmittags
3 Uhr,

in meinem Geſchaftszimmer angeſetzt.
Halle, den 20. April 1849.

Riemer, Rechtsanwalt.

öffentlich meiſtbietend

F r r F pr n r W 7 3 rHolzverkauf.
Oberförſterei BiſchofrodeJn der

ſollen

den 3. Mai c. Donnerstags
aus dem Unterforſte Rothenſchirm-
bach, Schlag Diebesſtieg,
eirca 34 Stück eichene, buchene birkene

und ahorne Nutzſchäfte,
60 Klaftern eichenes, buchenes, bir

kenes und aspenes Scheit- und
Knüppelholz, und
200 Schock Wellholz

verkauft werden,
wozu ſich Kaufluſtige Vormittags 9 Uhr
auf dem genannten Schlage einfinden
wollen.

Zahlungen für erſtandene Holzer kön-
nen gleich nach Beendigung des Verkauf
termins an Ort und Stelle geleiſtet werden.

Biſchofrode, den 19. April 1849.
Der Oberforſter

Keuffel.

Ganz gute Saamen- Kartoffeln verkauft
Schönbrodt in Trotha.
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Ein Kandidat der Theologie, welcher
außer den Sprachen Muſik und Mathe-
matik verſteht, kann zum 1. Auguſt d. J.
als Hauslehrer placirt werden.

Nähere Auskunft hierüber ertheilt Hr.
Amtmann Kunitz in Lützen.

tr—DD ——«—5

Ein Grundſtuck in der Leipziger Vor
ſtgdt mit 5 heizbaren Stuben, Garten und
gutem Brunnenwaſſer ſteht zum Verkauf.
Das Nähere in der Expedition d. Blattes.

nete

Verloren. Wer einen am Sonn-
abend Nachmittag auf dem Wege von der
Mittel bis zur Geiſtſtraße verloren gegan-
genen Geigenbogen Breite Straße Nr. 1205
abgiebt, erhalt eine gute Belohnung.

Eine ſchwarze Hundin, glattes Haar
mit weißem Fleck auf der Bruſt, iſt ent-
laufen. Der Wiederbringer erhält eine
gute Belohnung beim Hutmann Daniel
Schröder in Duderſtedt.

Das Haus mit Garten und zugelege-
nem Acker, Nr. 77 zu Giebichenſtein
nahe am Bad Wittekind, ſteht ſofort zu
verkaufen. Nähere Nachricht, Oberglaucha
in Halle Nr. 1888.

Einem in- und auswartigem Publikum
zeige ich ergebenſt an, daß ich die höchſten
Haäuſer und Thürme im Fahrgeruüſte ab-
putze und ausbeſſere, ohne die Straßen
zu verſperren.

Maurer Schütze,
wohnhaft auf der Brunoswarte Nr. 513.

Wohnung, 1 Treppe hoch, von 2 Zim-
mern, iſt an einzelne Herren von jetzt ab
zu vermiethen, gr. Steinſtr. Nr. 130.

Wittwe Scheibner.
Die Hagelſchäden-Verſicherungs-Geſell-

ſchaft zu Erfurt, deren Mitglieder ſich im
vorigen Jahre um 1926 Theilnehmer ver-
mehrte, zahlte an 776 verhagelte Mitglie-
der 118,804 A 20 5 Entſchädi-
gungen für erlittene Verluſte. Beim Her-
annahen der diesjahrigen Verſicherungszeit
ertheilt über die naheren Bedingungen
ſtets bereitwillig Auskunft und nimmt Ver-
ſicherungs Antrage gern entgegen

Schkeuditz, den 20. April 1849.
Carl Lindner, Special- Agent.

Ein nettes Hofſtübchen mit kleiner Kü
che und Kochofen, auch verſchloſſenem Bo
dengelaß, iſt ſogleich zu vermiethen und
billig von einzelnen ordentlichen Leuten
veziehbar. Neumarkt Geiſtſtr. Nr. 1276 a.

M. L. LeClerc sen., Maurer-Mſtr.
Jn die Saamenhandlung und Handels-

gärtnerei von Barrenſtein u. Schnicke
in Greuſſen kann ein junger Menſch
aus gebildeter Familie ſogleich als Lehrling
eintreten.
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Das Soolbad Köſen bei Naumburg an der Saale.
Das Soolbad Köſen, welches, als Stationspunkt der Thüringiſchen Eiſenbahn,

von den verſchiedenſten Entfernungen aus bequem zuganglich iſt, zeichnet ſich aner
kanntermaßen, nicht allein durch die Wirkſamkeit ſeiner Quellen gegen Scrofeln und
aähnliche Krankheitszuſtaände, ſondern vor allem noch durch ſeine anmuthige und ge-
ſunde Lage aus. Auf Rechnung jener örtlichen und klimatiſchen Verhaltniſſe, wel
chen der Ort es verdankt, daß er ſich frei erhält von endemiſchen wie epidemiſchen
Krankheiten, iſt ohne Zweifel auch die bemerkenswerthe Thatſache zu bringen, daß

der Aufenthalt weniger Wochen in Köſen auf Kranke oft wohlthätiger einwirkt, als
der lange Zeit fortgefetzte Gebrauch der Soolbäder an anderen Orten; weshalb wir
unter den Fremden, die unſer Thal beſuchen, ſtets viele aus der Nähe ſolcher Sali-
nen zahlen, welche zwar zweckmaßig eingerichtete Badeanſtalten, aber nicht jene Vor-
zuge Köſens darbieten.

Die arztliche Ueberweiſung von Kranken, deren Leiden nach Form und Urſprung
äußerſt verſchieden ſind hat Veranlaſſung gegeben, die Heilapparate ſtets zu vermeh-
ren, ſo daß der Kurort an Mannigfaltigkeit derſelben jetzt wohl kaum von irgend
einem anderen Badeorte übertroffen werden dürfte. Wir erwähnen hier insbeſondere,
außer den trefflichen Soolbadeanſtalten in dem neuen und eleganten Badehauſe,
das Sooldampfbad, das Wellenbad mit Sooldouche, die Struve'ſche
Trink und Molkenanſtalt (in welcher gegenwärtig friſchmelkende Eſelinnen
ſich befinden), endlich den eleetriſchen Apparat. Dieſer ſteht mit einer be
quem eingerichteten Badeanſtalt in Verbindung und kann zu electriſchen Sool-
bädern, indeß auch für ſich, behufs ortlicher Anwendung auf die mannigfachſte
Weiſe benutzt werden.

Saämmtliche Anſtalten werden am 15. Mai d. J. eröffnet. Die unterzeichnete
Bade- Direction erklart ſich gern bereit, auf portofreie Anfragen nähere Auskunft
über Badeangelegenheiten zu ertheilen und findet ſich noch veranlaßt, dem Geruchte,
als ſeien ſchon ſämmtliche Badewohnungen vermiethet, hiermit zu widerſprechen.

Die Bade-Direction.
Bekanntmachung.

Bei der, in der Generalverſammlung vom 12. d. M. nach 64. unſeres Sta-
tuts vorgenommenen Ergänzung des Vorſtandes wurden die nach der Reihenfolge
ausſcheidenden

Herr v. d. Beeck auf Dallwitz Meißner Kreis,
v. Schönfels auf Ruppertsgrun Erzgebirgiſche Kreis

auf's Neue, und an die Stelle des durch den Verkauf ſeines Gutes ausgeſchiedenen
Herrn Juſtizamtmann Jani

Herr v. Kospoth auf Leubnitz Voigtland. Kreis,
zu deren Stellvertretern aber

Herr Baſſenge auf Berbisdorf Meißner Kreis,
Graf v. Ronow auf Auguſtusberg Erzgebirg. Kreis,
v. d. Lühe auf Schillbach Voigtländ. Kreis,

ſowie an die Stelle des mit Tode abgegangenen Herrn Liebſter als Stellvertreter
des Herrn Lieutenant Stockmann auf Zoöpen

Herr Frhr. v. Streit auf Medewitzſch Leipziger Kreis
erwählt. Solches, ſo wie daß hierauf an die Stelle des gleichfalls durch den Ver-
kauf ſeines Gutes ausgeſchiedenen Herrn Banquier W. Seyfferth als neuntes,
ohne Rückſicht auf die Kreiſe vom Vorſtande zu wählendes Mitglied

Herr Domherr Dr. Friederici auf Gaſchwitz
und zu deſſen Stellvertreter

Herr Reimer auf Mockern 4
gewählt worden ſind, machen wir hierdurch verfaſſungsmäßig bekannt.

Leipzig, den 17. April 1849.
Der Vorſtand des erblandiſchen ritterſchaftlichen Eredit-

vereins im Königreiche Sachſen.
v. d. Planitz. v. d. Beeck. Sachße.v. Frieſen. v. Schönfels-Ruppertsgrün. Stockmann. v. Schönfels-NReuth. v. Kospoth.

D. Friederiei.
Tüchtige Cigarrenmacher finden dauern

de Beſchaftigung bei
Ferd. Schrader Co.

r. Lange, geprüfter und ſelbſt an
rüchen leidender Bandagiſt, gr. Ulrichs-

ſtr. Nr. 66, empfiehlt Bandagen jeder Art.
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Eine zwiſchen Naumburg und Wei-ßenfels belegene Brauerei nebſt dazu Fetten geräuch. Weſer Lachs à la Rheinlachs, à W 10 und
Jnventar, im beſten Zuſtande, 12 bei Abnahme von Halften billiger. E. Kramm.

oll ſofort verkauft oder verpachtet werden.Die Verkaufsſumme iſt 800 worauf Aus Paris
die h den ehe t re empfing ich Modells der neueſten diesjährigen
Auſtcen uskunft ertheilt auf portofreie m Mantillen und Viſit es,

Droyßig, den 18. April 1849. die ſich durch die geſchmackvollſten Façons und Garnirungen beſonders auszeichnen

der Braumeiſter Ernſt Schneider. namentlich empfehle ich 9Viſite Chatelaine,
Krüger in Gödewitz bei Wettin Viſite Pasquine,
5 Srlangen ſämmtliches Tiſchlerwerkzeug Mantel Ducheſſe d Orleans,

r Manteau Armeniens.Nutzholz- Verkauf. Wittwe H. Ernsthal.Bei ſehr günſtiger Abfahrt zu einem rerennur eine halbe Stunde entfernten Lade Oeſfentliche
er ſchiffbaren Unſtrut liegen 150 St. Verſteigerung eines Gaſthofs und Mühlengrundſtücks.Pere e r v bis 100 Der Gaſtwirth und Mübhlenbeſitzer Herr Ernſt Jahn zu Groß-Poley beab-

Kubikſuſ ſich zu Schiffsbauholz eignend, ſichtigt wegen Kränrrichkeit ſeine daſelbſt belegenen Grundſtücke beſtebend aus.
in einem Holzſchlage des Ritterguts Vi a) einem im beſten Betriebe befindlichen Gaſthof mit Schenk und Ausſpannge-
genburg bei Querfurt zu villigem rechtigkeit für zwei dicht neben einander belegene Orte: Groß- und Klein-

erkaufe bereit. n Poley,m den 18. April 1849. b) 33 Flurmorgen enthaltenden Acker und 2 Morgen Garten am Gaſthofe ſelbſt,
eoe) einer unmittelbar am Orte belegenen Bockwindmuühle,

4 wagverr gegen höchſt annehmbare Bedingungen öffentlich meiſtbietend zu verkaAuf ein Gut in der Nähe von Halle Umſtänden zu verpachten. gungen öffentlich zu verkaufen oder nach
wird zu Johanni ein mit guten Zeugniſ Jch habe zu dieſem Behufe Termien verſehener Hofemeiſter oder Schirrver wart t eng Le i Mai d. J
walter, der W d geſucht. a anberaumt und lade hierzu Kauf und reſp. Pachtluſtige mit dem Bemerken ein,
heres ertheilt Walsdorff in Halle, daß die Kauf oder reſp. Verpachtungs Bedingungen ſchon jetzt bei mir einzuſehen

en

Neumarkt Nr. 126 ind oder davon Abſchriften gegen die Copial Gebühren ertheilt werden.

Oeblmühlen- Verkauf oder Ver- Bernburg, den 15. April 1849. Dr. Habicht,

pachtung. Advokat.Eine in beſter Nahrung und ganz gu 7tem Zuſtande ſich befindende Roß Deimuhle Von Sonntag den 22. d. Mts. ab, bis auf Weiteres, wird
in einer der Städte Anhalts an der Ei T h käaglich
ſenbahn velegen, ſteht wegen Veränderung e Mittags 112/, Uhr ein Extra Perſonenzug von Leipzig nach
unter ſehr vortheilhaften Bedingungen Halle und Cöthen abgehen mit welchem die auf die Thü-
fort zu verkaufen oder zu verpachten. N el ringiſche und Berlin-Anhaltiſche Eiſenbahn über-
here Auskunft beim Schützenwirth Bahn ten vere gehenden Reiſenden, außerdem Perſonen nach Halle und
in Cöthen. Cöthen Befoörderung finden.Magdeburg, den 20. April 1849.

Letzte Anmeldung DirectoriumKunſtliebhaber, die noch geneigt ſind. der Magdeburg-Cöthen-Halle- Leipziger Eiſenbahn- Geſellſchaft

die Schnellmalerei laut Anſchlagzettel zu 8profitiren, wodurch ſelbſt Nichtzeichner, Die Hagelſchäden Verſicherungs Geſellſchaft zu Erfurt
Erwachſene und Kinder in 4 Stunden Deren Mitglieder ſich im vorigen Jahre um 1926 Theilnehmer vermehrte, zahlte an
(auch Sonntags) Naturbleiſtiftzeichnung 776 verbagelte Mitglieder 118,804 e 20 V 5 Entſchädigungen für eilitteneund Malen fur I im ſanſteſten Veriſte und konnte bei dem allgemeinen fühlbaren Geldmangel, der durch ein Sin
Farbenſpiele (zu Geſchenken paſſend) erler ken aller Fruchtpreiſe noch geſteigert wurde, ihre Verbindlichkeiten dennoch prompt
nen werden höflichſt erſucht, ihre gütigen üllen. Beim Herannahen der diesjährigen Verſicherungszeit empfehle ich mich hier-
Anmeldungen ſchnell zu machen. mit den Herren Oekonomen zur Annahme von Verſicherungen und bemerke zugleich:

D. Jaegermann und Frau, daß die Prämie für Halmfrüchte auch für dieſes Jahr mit für Oelfrüchte 1ä o
Stadt Zürich, Zimmer Nr. 13. feſtgeltrt 4t t. un a b

en auchſtädt, im April 1849. G. KEin Verwalter in den 20r Jahren, C So e e eats,
militärfrei, noch bis Johanni in Kondi
tion, ſucht unter beſcheidenen Anſprücheneine gleiche Anſtellung. Täglich r ischen Maitranhb bei

Das Nähere iſt zu erfahren unter der
Chiffre: P. P. poste restante Weissenfels. Carl Kramm.

Du n

Gebauerſche Buchdruckerei.
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